
spe  rerpe
Münsters Magazin für Arbeit, Soziales & Kultur

Sommer 2010

kostenlos!

Alles kommt raus
Die Krise erreicht die Menschen

Der offi  zielle Münster-Pass
Der Rat der Stadt Münster 
hat die Wieder  einführung 
beschlossen

Das neue P-Konto
Bürger kün� ig vor restloser 
Kontopfändung geschützt



2

Titel

Christoph Theligmann

5    alles kommt raus
Banken-, Staaten-, Währungs- und 
Schuldenkrise: Das poli�sche System 
steht vor seiner größten Aufgabe.  
Die Gesellscha� darf nicht untä�g 
zuschauen.

Arbeit & Soziales

Prof. Heinz - J. Bontrup

12   „Lohnsubventionen sind  
Gewinnsubventionen“.
Interview mit dem renommierten 
Sprecher der ‚Arbeitsgruppe Alterna�-
ve Wirtscha�spoli�k’ von der  
FH Gelsenkirchen

Christoph Theligmann

14   Arme reich-lich
Verfällt die Gerech�gkeit als  
unabdingbarer WERT, zerfällt die  
demokra�sche Gesellscha� 
2. Teil der SPERRE-Serie zum Thema 
Gerech�gkeit

Christoph Theligmann

17   Eine bessere Welt ist  
möglich
Nachrichten, die zwar nicht zu glauben, 
aber tatsächlich wahr sind

Kult-Tour

18   Argusauge BILLERBECK
Der Flaneur B. über Lust & Frust  
von Straßenmusikern in der City  
von Münster

20 Leserbriefe

Arnold Voskamp

21   Kunst ganz nah und für lau
Tipps zur kulturellen Freizeitgestaltung - 
alles ganz umsonst

Prof. Michael R. Krätke

22   J’accuse: Übelkübel  
Staatsschulden 
Plündere erst die eigene und dann die
Bevölkerung deiner Nachbarn

Zum Leben zu wenig

 Jörg Billerbeck

25   Das P-Konto
Es schützt Schuldner, denen kün�ig auf 
ihrem Konto ein monatlicher Grundbe-
trag gesichert bleibt - ohne langwierige 
Anträge beim Gericht.

5    alles kommt raus
 Skrupellose Banker und unfähige Poli�ker sind 
gemeinsam verantwortlich für die schlimmste Wirtscha�s-
krise seit 1929. Dieses Desaster hat die Staatsfinanzen 
zerrüttet, durch das marode ‚Haus 
Europa’ tobt nie gekannter Spar-Fu-
ror, der die Res�undamente sozialer 
Gerech�gkeit in den EU-Staaten zu 
zerfetzen droht. Die verantwortli-
chen Zocker & Versager präsen�eren 
400 Millionen Europäern nun die 
Rechnung. 
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Au�ruchzeiten? Au�ruch zum 
EU-Schuldenberg, das ja.  
Sonst deutet alles auf Abbruch. 
Und die Wahrheit über die 
Ursachen der Krise kommt raus, 
die Zumutungen kommen raus, 
es kommt raus, wer die Zeche 
zahlt. Genau. Alles kommt raus, 
alles kommt ………….

  alles        
KOMMT 
    raus

(Foto: Rainer Wunderlich)
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Krisenverursacher. Und die infolge der Krise explodierten 

Staatsschulden dienen nun als Knüppel, um den Menschen 

genau diese krude Logik einzubläuen. Doch die wehren 

sich: Auf  Island, in Paris, Athen und Münster.

(Foto: Krisendemo – NRW)
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gerne zu – gegen Voreinsendung 

des Portos in Höhe von 1.45 €.

(Foto: Rainer Wunderlich)
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nende. Geringverdiener und Arbeitslose erhalten 
weiter den Grundbetrag von 300 €. Allerdings nun 
nicht mehr für zwei Jahre, sondern nur noch für 
ein Jahr (Regel). 

In der Not den Reichen zu geben und den Ar-
men zu nehmen, das ist ‚in’, das ist ‚systemrele-
vant’, in den darbenden EU-Staaten ebenso wie 
bei der Bundesregierung. Die jetzigen Einsparun-
gen erklärt sie so: Da es sich beim Elterngeld um 
eine Lohnersatzleistung handelt, macht es we-
nig Sinn Hartz-4-Beziehern Elterngeld zu zah-
len. Also streichen wir das komplett. Das traut 
sich die Regierung aber nur bei den Schwächsten. 
Die Zahnarztgattin, die schon vor der Schwan-
gerschaft zu Hause strickte, erhält weiterhin den 
Sockelbetrag von 300 €. 

Muss man das verstehen? Wir meinen ja. Des-
halb machen wir das SPERRE-Magazin. Da-
mit das, was da real passiert, auch öff entlich er-
klärt wird. Darum z.B. lautet in der aktuellen 
 SPERRE-Ausgabe das Titelthema: „Alles kommt 
raus - Die Hintergründe und die Folgen der Fi-
nanzkrise“. Und das Positive? Gibt es auch im Som-
mer-Heft, z. B. mit dem Münster-Pass und den In-
formationen zum neuen pfändungsfreien P-Konto.

Und - jetzt muss das ja mal raus: Die SPERRE-
Redaktion und der abm e.V. sind umgezogen. 
Von der Achtermannstraße zum Berliner Platz 8. 
Geändert hat sich sonst aber nichts. Wir bleiben 
dran, auch in den nächsten Jahren. Um den ganz 
alltäg lichen Irrwitz in unserer Gesellschaft zu be-
leuchten. Frei nach Anton Tschechow: „Eine Kri-
se kann jeder Idiot haben. Was uns zu schaff en 
macht, ist der Alltag.“

Ihr Norbert Attermeyer

Editorial
Ist der ‚Normale’ der ‚Irre’? Dieses 

Gefühl beschleicht, wer in diesen Tagen das po-
litische Tagesgeschäft beobachtet. Das eigentlich 
Undenkbare, das Irreale und der Irrsinn sind 2010 
die festen Größen. Schlimmer noch: Das Absur-
de ist zur nicht mehr hinterfragbaren Normalität 
mutiert. 

Da haben sich Banken im Casino mächtig ver-
zockt und unser Staat springt ihnen mal eben mit 
480 Milliarden frischem Geld bei. Und wer darf 
für die Zockerei bezahlen? Natürlich die Armen. 
Das Sparpaket der Bundesregierung in Höhe von 
rund  80 Milliarden € geht mit 40 % allein zu Las-
ten des Sozialbereichs. 

Beispiel Elterngeld: Hier wird diese Strategie be-
sonders deutlich. Früher gab es das Erziehungsgeld. 
Es wurde für maximal zwei 
Jahre gezahlt (300 €). 
Allerdings nur an Be-
dürftige. Ursula von der 
Leyen hätte also keins be-
kommen. Das hat sie ge-
ändert. Heute gibt es kein 
Erziehungsgeld mehr, da-
für aber das Elterngeld 
als Lohn ersatzleistung. 
Maximaler Betrag jetzt 
1.800 € für Bestverdie-

Die neue Adresse 
der SPERRE: 

Berliner Platz 8
Foto: Rainer 
Wunderlich

Norbert A� ermeyer 
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„EIN LÖWE SUCHT SICH  
DIE SCHWÄCHSTE ANTILOPE 
AUS, UM SIE ZU REISSEN“
KRISEN, PLEITEN UND EIN NICHT ZU 
KONTROLLIERENDES ÖLLECK �
WIE DIE WELT AUS DEN FUGEN GERÄT

SEIT CA. 9 MONATEN IST DIE SCHWARZ�GELBE KOALITION IM AMT. 
ES IST DIE SCHLECHTESTE IN DER GESCHICHTE DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND. DIE FOLGEN DER FINANZKRISE, DIE FOLGEN DER 
BANKENRETTUNG, SIE KOMMEN NUN ANS LICHT. DAS PROJEKT DER 
POLITISCHEN EINIGUNG EUROPAS, VORNEWEG DER WÄHRUNGS�
UNION IST IN GEFAHR. ES KOMMT RAUS: DAS SPARPAKET DER 
MERKEL�REGIERUNG IST EINE ZUMUTUNG FÜR DAS GERECHTIGKEITS�
EMPFINDEN DER BEVÖLKERUNG. 

VON CHRISTOPH THELIGMANN
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FINANZSPEKULATION AM ABGRUND

Als erster Spekulant der Geschichte gilt der ägyptische Joseph aus der Bibel. 
Er sorgte in 7 fetten Jahre vor und war so, zum Wohle des Landes, auf die 
darauffolgende Phase vorbereitet, als eine Hungersnot das Land heimsuchte. 
Davon kann in heutiger Zeit nicht mehr ausgegangen werden. Der Geldspe-
kulant unserer Tage ist auf den schnellen Mammon aus. Er folgt der Logik 
des Marktes, der Regeln gehorcht, die für Außenstehende nicht mehr nachvoll-
ziehbar sind und eher an kriminelle Machenschaften erinnern. 

Der berühmt-berüchtigte Investor George Soros, im Juni Gastredner im Ber-
liner Adlon Hotel, sah die Währungskrise, die den Euro so unter Druck setzte, 
dass Griechenland an den Rand des Staatsbankrotts geraten ist, als erster her-
anziehen – und spekulierte kräftig mit. Soros sieht sich gerne als Kritiker en-
themmter Marktmacht, was ihn aber nicht hinderte, einer der erfolgreichsten 
Spekulanten der Welt zu werden. Schon in den neunziger Jahren hatte er gegen 
das britische Pfund gewettet und damit das europäische Währungssystem er-
schüttert. Sein Spekulationsgewinn soll damals eine Milliarde Dollar betragen 
haben. Auch in der aktuellen Eurokrise dürfte sein Reibach beträchtlich sein, 
denn schon früh setzte er mit seinem Hedgefond auf einen fallenden Euro. 
Als legendär gilt ein mehr oder weniger konspiratives Treffen der wichtigsten 

  alles
KOMMT   raus

Was den guten Ruf des 

Spekulanten betrifft, so erzählt 

man sich, dass der Teufel ihm 

alle Kursgewinne dieser Welt 

verspricht, dass dafür aber seine 

Familie auf ewig in der Hölle 

braten müsse. Darauf der 

Spekulant: „Und wo ist der 

Haken?“
Foto: Helmut-J.Salzer   
Bildquelle: pixelio.de)
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Hedgefondmanager der Welt im November 2009 in New York, 
als man  beschloss, gemeinsam den Euro-Wert zu manipulieren. 
Mehr Glücksspiel als Geschäft, basierend allerdings auf zweck-
rationalen Einsichten. Einsichten, die ihnen unfähige Politiker 
und skrupellose Bankexperten lieferten. 

Richten wir den Blick auf den Finanzplatz Deutschland. Wer 
ist schuld am größten Finanzdesaster seit dem Zweiten Welt-
krieg hierzulande? Die Finanzkrise hat eine lange Vorgeschich-
te, weit vor dem Konkurs der Lehman Brothers Bank in den 
USA, der das Fass lediglich zum Überlaufen brachte. Jochen 
Sanio, Chef der deutschen Finanzaufsicht (Bafin) beklagt: „Wir 
hätten gerne schärfer kontrolliert, aber die Gesetze gaben das 
nicht her“. Seine Behörde hatte nur geringen Einfluss auf die 
Bankgeschäfte. Anders als die amerikanische Aufsicht SEC hat 
die Bafin keine staatsanwaltliche Kompetenz. So darf sie zwar 
an Durchsuchungen teilnehmen, dies aber nur als Zeuge. Sie 
darf Banken schließen und Vorstände abberufen – wie autonom 
sie das tut, sei dahingestellt - und in die operative Geschäftspoli-
tik der Banken darf sie nicht eingreifen. Da nützt es auch wenig, 
wenn Sanio im Nachhinein die bankrotte Hypothekenbank 
HRE als „Drecksbank“ bezeichnete. Schon vor der Finanzkrise 
erhielt die Behörde die Anweisung aus dem Finanzministerium, 
die Banken „mit Augenmaß“ zu kontrollieren. Und jetzt plant 
die Regierung noch ihre Entmachtung. Die Bundesbank soll die 
Aufsicht übernehmen.

Das Chaos begann mit den sogenannten Schattenbanken. In 
diesen hatten deutsche Großbanken 2007 dreistellige Milliarden-
beträge überführt, um ihre Bilanzen zu schönen. Vor allem die Landesbanken 
wirtschafteten so. Als Verantwortlicher der Landesbanken zeichnet die öffentli-
che Hand, also Politiker.

Im Jahre 2001 erlaubte die EU-Kommission auf Druck des Bundes, der 
deutschen Länder und des Sparkassenverbandes, dass die Landesbanken vier 
zusätzliche Jahre die Schuldenaufnahme mit Staatsgarantien betreiben dürfe. 

Die Banken investierten weiter in hochverzinsliche, 
aber hochriskante Papiere und die Schattenbanken, 
jeglicher Kontrolle entzogen, da bilanzfrei geführt, 
quollen über von solchen Papieren, die staatlich garan-
tiert sind. So ist es nicht verwunderlich, dass deutsche 
Banken weit mehr als andere europäische Institute 
faule Kredite horten. Allein im Jahre 2010 sind es 213 
Milliarden Euro, 50 Prozent mehr als vor einem Jahr 
publik gemacht wurde. Dass der  Staat und die Politik 
mit öffentlichen Geldern spekulieren, ist bis heute ein 
deutsches Tabuthema.

2007 herrschte auf Druck der Deutschen Bank ein 
Art Waffenstillstand zwischen Privatbanken und der 
Politik, die sich zuvor über die Rolle der öffentlichen 
Banken heftigst zerstritten zeigten. Das Übereinkom-
men: Hier das Schweigen der Privatbanken darüber, 
dass die politische Kontrolle versagt hatte, dort die 

77

 Ist jetzt alles raus? Oder sehen wir erst 
die Spitze des Eisberges?

 Skulptur von Guillaume Bijl, Belgien -  
skulptur projekte münster 07
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Am Anfang war das 

Bankenrettungspaket, 

es folgte das Konjunk-

turpaket. Und immer 

wieder werden Hilfs-

pakete geschnürt:  

Eurohilfspaket,  

Sparpakete...

(Foto: Rainer Wunderlich)

Garantie, den Steuerzahler auch für die Risikoabschirmungen der privaten 
Geldinstitute heranzuziehen.

Die Verstaatlichung der Hypo Real Estate  im Herbst 2008, ist sichtbarer 
Ausdruck dieses Deals. Anstatt das bankrotte Unternehmen konsequent 
abzuwickeln, wurde der deutsche Pfandbriefmarkt faktisch staatlich garan-
tiert. Nicht die Angst vor der Systemkrise war die entscheidende Motivation, 
sondern Vertuschung politischen Versagens. 

LÄNDER, DIE NICHT ZUEINANDER PASSEN

Was bringt Devisenspekulanten auf die Idee, gegen eine Währung zu wetten? 
Als der Euro 2002 zum Zahlungsmittel 2002 wurde, hofften seine Befür-
worter, dass die Währungsunion eine politische Annäherung nach sich zöge. 
Dies entpuppt sich nun als Illusion. Die Argumente der Skeptiker sind nach 
wie vor gültig. Milton Friedman, der umstrittene Chicagoer Wirtschaftswis-
senschaftler, warnte bereits vor Jahren, eine Währungsunion sei für ein so 
heterogenes Wirtschaftsgebiet wie Europa nicht geschaffen, Euroland würde 
in fünf bis fünfzehn Jahren auseinander brechen. 

Länder in einem gemeinsamen Wirtschaftsraum mit einheitlicher Währung 
müssen ihre Wirtschaftspolitik eng miteinander abstimmen. Vor der Einfüh-
rung des Euro litten Staaten wie Griechenland, Spanien, Italien oder Portugal 
unter sehr hohen Geldzinsen. Deutschland hingegen war dank der starken 
D-Mark ein Niedrigzinsland. Nach Abschaffung von Drachmen, Peseten, Lira 
und Escudos kamen diese Nationen in den Genuss der gleichen niedrigen Zin-
sen, was dort einen enormen Investitionsboom auslöste, z. B. in der Bauindustrie. 
Diese Länder erlebten eine Hochkonjunktur nie 
gekannten Ausmaßes. Löhne zogen zwar kräftig an, 
aber die Produktivität verbesserte sich nicht grund-
legend. Folgerichtig hatten es die Unternehmen 
schwer, im Ausland Waren zu verkaufen. Dis De-
fizite im Außenhandel wuchsen, fehlendes Kapital 
wurde geborgt. 

Im krassen Gegensatz dazu entwickelte sich die 
Situation in Deutschland. Hier stagnierten die 
Reallöhne. Sie brachten Konsum und Inflation-
sraten zum Stillstand, zugunsten der deutschen 
Exportindustrie, die ihrerseits ihre Produkte 
mit Steigerungsraten ins europäische Ausland 
verkaufen konnte, Stichwort Exportweltmeister. 
(Es heißt immer, die Exportfähigkeit Deutsch-
lands nutze dem Land. In Wirklichkeit profitieren 
allein die Unternehmen von diesem „Vorteil“.) In 
einer derartigen Situation, in welcher National-
staaten so unterschiedliche Rahmendaten auf-
weisen, ist es üblich, dieses Ungleichgewicht 
durch Wechselkursänderungen auszugleichen. 
Dieses Instrument jedoch ist einem gemeinsa-
men Währungsraum verwehrt. Anpassung kann 
nur noch durch flexible Löhne, bewegliche Gü-
terpreise und mobile Arbeitnehmer gelingen. 

  alles
KOMMT   raus
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Doch soweit ist der dafür nötige politische und kulturelle Zusammenhalt 
noch nicht vorangeschritten. Gott sei Dank, möchte man sagen.

Denn flexible Löhne, konkret Lohndumping, sind zwar das Wunschbild neo-
liberaler Politik, aber noch nicht flächenverbreitetes Gemeingut. Das waghalsige 
Experiment Euro ging so lange gut, wie die Zinsen sanken und sich alle Länder 
günstig refinanzieren konnten. Diese Zeit ist nun, „dank“ der Finanzkrise vorbei. 
Die Zinsen steigen, wohlgemerkt die Zinsen der Staatsschulden (dem Ausgangs-
punkt für Spekulanten!), nicht die Zinsen für Investitionskredite, die jetzt künstlich 
von den Notenbanken niedrig gehalten werden, um einer Inflationsgefahr zu be-
gegnen. Aber auch das funktioniert nicht nach Plan, weil die Geschäftsbanken die 
niedrigen Zinsen nicht an Unternehmen und Privatkunden weiterleiten („Wie im-
mer: Es profitiert stets nur Deine Bank!“).

Das Instrument der Währungsanpas-
sung steht seit der Euro-Einheitswährung 
nicht mehr zur Verfügung. Dieser 
Korrekturweg aus der Krise ist verbaut. 
Was hilft also? Sparen, sparen, sparen! 
Im Fall Griechenland heißt das „Zuck-
erbrot und Peitsche“. Im Gegenzug für 
die versprochenen Finanzhilfen wird z. 
B. Griechenland von außen genötigt, 
u. a. rigide Sparprogramme und radi-
kale Einschnitte in die Sozialkassen zu 
beschließen sowie Lohnsenkungen und 
höhere Steuern durchzusetzen. Eine bit-
tere Medizin der „Chicago-Boys“, jener 
Denkrichtung, die bereits die Thatcher 
Politik bestimmte und welche mit Hilfe 
des Internationalen Währungsfonds 
(IWF), nun den Schuldensündern in 
der EU verordnet wird. Aber auch der 
vergleichsweise gesunden deutschen Volkswirtschaft wird diese Medizin nun 
verabreicht. Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel hat uns dieses Rezept schon 
ausgestellt. Über Risiken und Nebenwirkungen unterrichtet Sie nicht der 
beiliegende Sparpaket-Beipackzettel, sondern Ihr lokaler Kommunalpolitiker, 
Ihre ortsansässige Gewerkschaft oder Ihre nächste Arbeitslosenberatung. Was 
beim Arztbesuch nicht alles raus kommt!

DAS PAKET DER UNGLEICHBEHANDLUNG

Das Sparpaket, welches die Bundesregierung am 7. Juni 2010 der staunenden 
Öffentlichkeit präsentierte, hat gewaltige Ausmaße. Es steht, frei nach Bert 
Brecht, unter dem Motto: „Die Armen sind auf Gerechtigkeit angewiesen, die 
Reichen auf Ungerechtigkeit“ (Buch der Wendungen).

Dass im verordneten Sparpaket die sozial Schwachen herangezogen werden, 
verstößt gegen das Verursacherprinzip. Der Begriff Verursacherprinzip wurde 

Selbst wirtschaftsnahe Funktionäre kritisieren das von der  

Bundesregierung geplante Sparpaket als sozial unausgewogen. 

Das „Gießkannenprinzip“ ist auch nicht wünschenswert, doch der 

Politikerkaste wünscht man ein kühlen Kopf.

 Eventskulptur von Tue Greenfort, Dänemark -  
skulptur projekte münster 07
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übrigens vor Jahrzehnten von der FDP in die politische Debatte eingeführt, 
als es um die Kosten der Umweltzerstörung ging. Die Suppe der Finanzkrise 
haben andere, haben verantwortungsfreie Profiteure angerührt. Doch was än-
dern Etatsparkraftakte für Habenichtse an den Ursachen und den Folgen, 
wenn etwa Wohngeldempfängern der Heizkostenzuschlag oder den Arbeits-
losen das Übergangsgeld zusammengestrichen wird - usw. usf.?

Man habe jahrelang über seine Verhältnisse gelebt. Wer ist damit gemeint? 
Arbeitslose, denen erst vor kurzem mit dem Hartz-IV Urteil des BGH ein 
nicht menschenwürdiges Leben bescheinigt wurde? Es sind doch wohl eher 
jene absurden Verhältnisse, die an den Finanzmärkten herrschen, welche jedes 
vernünftige Maß vermissen lassen.

Ein demokratisch verfasstes Land lebt von dem Gefühl, dass es bei Sparan-
strengungen, wenn denn nötig, gerecht zugeht. Die Gerechtigkeit bleibt auf 
der Strecke, sofern jedwede Mehrbelastung bei den Gut- und Besserverdienen-
den strikt vermieden wird und somit der Zugriff bei denen unterbleibt, die 
die Katastrophe  verursacht haben. Nur als Kosmetik sind die 2,3 Milliarden 
Euro zu verstehen, die eine geplante Spekulationssteuer 
einbringen soll, die ja bereits „vom Tisch“ ist, nachdem 

man sich auf dem letzen Weltwirtschaftsgip-
fel nicht auf eine gemeinsame, internationale 
Vorgehensweise hat einigen können. Wo bleibt 
die Anstrengung, das Subventionsgewirr zu 
entflechten und endlich Klientelinteressen zu 
beschneiden? Lobbyarbeit unterbindet bereits 
jeglichen Versuch, auch hier eine Sparlösung zu 
suchen. Was so irritiert, was Millionen im Land 
verärgert und verbittert, ist die Tatsache, dass 
sich jegliche Sparanstrengung außerhalb des Be-
reiches „Arbeit und Soziales“ als Luftnummer 
erweist. Nicht nur die angedachte Spekulations-
steuer fällt darunter. Das Sparpaket umfasst eine 
Energiesteuer, bei der fraglich ist, ob sie jemals 

verwirklicht wird. Wenn sie käme, wäre sie Bestandteil 
eines unangemessenen Deals: Eine politisch gewollte Laufzeitverlängerung 
von Atomkraftwerken würde der Energiewirtschaft jedes Jahr mindestens 
sechs Milliarden Euro in die Kassen spülen, von denen sie dann lediglich 2 
Milliarden an den Staat abzuführen hätte. Ja, man gebe mir bitte 100 Euro, 
30 Euro zahle ich dann gern zurück. Was ist das für eine merkwürdige Form 
der  Leistungsträgerschaft?

DIE DENKBAR SCHLECHTESTE REGIERUNG

Die schwarz-gelbe Regierung ist eine Regierung mit Halbwertzeit. Was da in 
Berlin nicht zusammenpasst, hält allein die Macht beisammen. Die Bundes-
versammlung hat im dritten Wahlgang einen Bundespräsidenten gewählt, der 
vom Koalitionsestablishment ausgekungelt wurde und  selbst von der eigenen 
CDU/CSU-FDP-Basis nur mit Widerwillen durchgewählt wurde. Über die 
personelle Alternative auf der Oppositionsseite mag man geteilter Meinung 
gewesen sein, sie wird zur Erinnerung werden. Nur, die Regierungskoalition 
wird sich mangels Alternative durchzuschleppen versuchen. Die FDP hat sich 
nach neun Monaten als jene Klientelpartei erwiesen, die sie schon immer war. 
Sie müsste derzeit um den Wiedereinzug ins Parlament bangen und legt ein 

Wir benötigen ein Wirtschafts-

system, welches vor allem ohne 

Atomenergie und in absehbarer 

Zeit mit immer weniger fossilen 

Rohstoffen auskommt. Dafür 

müssen jetzt die Weichen 

gestellt werden.
(Foto: Rainer Wunderlich)

  alles
KOMMT   raus
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Verhalten an den Tag, welches an das eines Todessehnsüchtigen 
erinnert. Die Partner bieten das Bild einer Seilschaft, wo ein Part 
in den Abgrund gefallen ist und der andere das Seil kappen müsste, 
um nicht selber abzustürzen. Der anhaltende Streit über das Spar-
paket könnte genug Anlässe liefern, diese untauglich-unlautere 
Merkel-Westerwelle-Allianz zu beenden. Aber diese Möglichkeit 
ist der Koalition verwehrt. Neuwahlen würde das Ende der Kan-
zlerschaft von Merkel bedeuten. Eine Neuauflage der jetzigen 
Konstellation wäre undenkbar, ein schwarz-grünes Bündnis nicht 
verlässlich kalkulierbar. Und ein Koalitionswechsel in Richtung 
SPD ist nicht vorstellbar, solange die SPD an den Folgeschäden 
der letzten großen Koalition zu laborieren hat. Also heißt es für 
die christliche Partei der Pastoren-Tochter Merkel: Weiter machen 
auf Teufel komm raus. Aber in der amtierenden  Koalition wird 
nicht zusammenwachsen, was nicht zusammengehört.

GELD UND ÖL IST NICHT ALLES.  
ABER OHNE SIE IST KEIN WACHSTUM

Über dem Eingang des Hauses der Französischen Strasse Nummer 9 in Ber-
lin, da hängt eine Uhr, welche die Staatsschulden der Bundesrepublik anzeigt. 
Seit dem Beginn der Finanzkrise tickt sie zehnmal schneller als früher. 4500 
Einheiten in der Sekunde, eine Einheit gleich ein Euro. Dieses Bild ist eines 
der meist gesendeten im Internet. Ein anderes grausiges Bild ist jenes der außer 
Kontrolle geratenden Ölquelle im Golf von Mexiko. 

Der Rohstoff Öl kommt aus der Erde. Der Rohstoff Geld kommt von den 
Finanzmärkten. Öl und Geld sind nicht alles, aber wo sie miteinander agieren, 
da ergibt sich Wirtschaftswachstum. Die Chefökonomen weltweit diskutieren 
den Begriff „Peak Oil“. Gemeint ist das „Ölfördermaximum“, welches besagt, 
dass die Ausbeute eines Ölfeldes schnell zurückgeht, wenn das Maximum 
überschritten ist, der Druck abnimmt und den Weltschmierstoff  No.1 nicht 
mehr so üppig sprudeln lässt. Es gilt als nahezu sicher, dass dies bei der welt-
weiten Ölförderung insgesamt der Fall ist. Die Ära des Öls geht dem Ende zu. 
Die Entdeckung neuer Ölquellen ist seit 1966 rückläufig, die globale Ölför-
derung seit 2005 nicht mehr gestiegen. Wenn die globale Ölförderung nicht 
mehr wächst, kommt der Gesamtwirtschaft einer seiner beiden wichtigsten 
Rohstoffe abhanden. 

Die Finanzwirtschaft musste in den letzten Jahren immer mehr Kapital auf-
wenden, um noch Gewinne zu machen. Die Erfindung neuer, immer riskan-
terer Wertpapiere sorgte dafür, dass die Renditen weiter oben blieben. Als 
die Autokonzerne solche Profite nicht mehr erwirtschaften konnten, kam es 
zum Crash. Ein Puzzle der Krise, in der die eine Ursache die nächste her-
vorbringt. Um einen kompletten Crash zu verhindern, spielten die Staaten 
den Retter und übernahmen Banken und Unternehmen. Die Schulden der 
Privatwirtschaft verwandelten sich in Verbindlichkeiten des Staates und die 
Schuldenuhr läuft immer schneller. Der Staat kann seine Schulden zurück-
zahlen. Aber dafür muss die Wirtschaft weiter wachsen. Es muss weiterhin Öl 
gefördert und verbrannt werden. Der Preis ist die Zerstörung der 
Natur und die Aufheizung der Erde. Verzichtet die Welt hinge-
gen auf Wachstum, werden Unternehmen und Staaten unter den 
Schulden zusammenbrechen. Genau in diesem Dilemma steckt 
der Kapitalismus des 21. Jahrhunderts.

Das Leben, wie wir es kennen,  

ist ein Auslaufmodell. Eine Welt  

stetigen Wachstums gehört eher der  

Vergangenheit an. Ökonomen und die 

politischen Akteure müssen ihre 

Wirtschaftsweise überdenken.

(Foto: Rainer Wunderlich)
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ARBEITSLOSIGKEIT  
KANN DURCH WACHS�
TUM NICHT MEHR  
ABGEBAUT WERDEN 
Nur mit einer Verkürzung der Arbeitszeit lasse sich die hohe Er-
werbslosigkeit reduzieren, sagt der Ökonom Heinz-J. Bontrup von 
der FH Gelsenkirchen und Sprecher der Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik. Solange eine Verkürzung nicht größer sei als das  
Produktivitätswachstum, würde sie Arbeit auch nicht teurer machen. 

Heinz-J. Bontrup

Foto: Rainer Sturm   Quelle: pixelio.de
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Frage: Hat die Bundesregierung den richtigen Weg einge-
schlagen, um aus der Finanzkrise herauszukommen?

Bontrup: Die Kurzarbeit hat geholfen. Mit den beiden Kon-
junkturpakten wurden grundsätzlich richtige Schritte 
unternommen, aber sie waren nicht richtig struktu-
riert und vom Volumen nur halbherzig. Daher wird der 
Konjunkturaufschwung, der jetzt zaghaft beginnt, auch 
nicht hinreichend sein. Auch die Arbeitsmärkte werden 
sich nicht durchgreifend erholen, die Massenarbeits-
losigkeit wird nicht verschwinden.

Wie lässt sich die Arbeitslosigkeit abbauen?

Wir brauchen drei Elemente: Eine kollektive Arbeitszeit-
verkürzung, einen öffentlichen Beschäftigungssektor 
und eine expansive Finanzpolitik.

Ist eine expansive Finanzpolitik überhaupt zu verkraften?

Dass die Staatsverschuldung durch die Krise gestiegen ist, 
kann kein Grund sein, in Zukunft auf schuldenfinanzier-
te Ausgaben zu verzichten. Dies hat einmal mehr die ak-
tuelle Krise gezeigt. Aber mittel- und langfristig ist eine 
überzyklische steuerfinanzierte Politik notwendig.

Wie soll das gehen?

Da gibt es mehrere Alternativen. In der aktuellen Krise zum 
Beispiel durch einen Lastenausgleich wie nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Mit einer Sondersteuer könnten Rei-
che und Banken, die vor der Krise von der Deregulierung 
profitiert haben, an den jetzigen Folgekosten beteiligt 
werden. Grundsätzlich brauchen wir aber in Deutsch-
land, unabhängig von der Krise, eine völlig andere Steu-
erpolitik, die die chronische Unterfinanzierung des Staa-
tes beendet.

Deutschland ist doch kein Niedrigsteuerland.

Der Anteil der Steuern wie der Abgaben am Bruttoinlands-
produkt liegt in Deutschland im internationalen Ver-
gleich unter dem Durchschnitt und ist zu gering, um die 
öffentlichen Belastungen einer großen Volkswirtschaft, 
wie der unseren zu tragen. Nicht zuletzt auch wegen 
der vorhandenen Massenarbeitslosigkeit. Wir brau-
chen eine Vermögensteuer, international vergleichba-
re Steuersätze bei der Erbschaftssteuer sowie eine Fi-
nanztransaktionssteuer und wir brauchen eine höhere 
Besteuerung der Gewinne. Darüber hinaus ist dringend 
ein schärferer Steuervollzug nötig. Ich erinnere nur an 
die etwa 16 000 Selbstanzeigen bei den Finanzämtern 
von deutschen Steuerhinterziehern.

Einen öffentlichen Beschäftigungssektor, den Sie fordern 
gibt es faktisch schon durch großflächige Lohnsubventionen. 
Sollen die noch ausgebaut werden?

Nein, diese „Lohnsubven�onen“, die in Wirklichkeit ja Ge-
winnsubven�onen sind, sollen nicht ausgebaut werden. 
Dies fördert nur weitere prekäre Löhne in der privaten 

Wirtschaft. Ich meine eine öffentliche Beschäftigung zu 
nicht prekären Löhnen für jene arbeitslosen Menschen, 
die aufgrund fehlender Qualifikation oder gesundheitli-
cher Einschränkungen nicht mehr in die Arbeitsmärkte 
der Privatwirtschaft zurückkommen können.

Sie verlangen Arbeitszeitverkürzung. Die wurde selbst von 
Gewerkschaften ad acta gelegt. Warum greifen Sie das Thema 
wieder auf?

Die Schere zwischen Wirtschafts- und Produktivitäts-
wachstum geht immer weiter auseinander. Das heißt: 
Die Produktivität, mit der ja Arbeit eingespart wird, 
wächst stärker als die Wirtschaft. Zwischen 1991 und 
2008 ist das Bruttoinlandsprodukt im Jahresschnitt um 
1,5 % gewachsen, die Produktivität je Erwerbstätigen-
stunde aber um 1,8 %. Das Arbeitsvolumen ist also jedes 
Jahr um 0,3 %-Punkte gesunken. Auch wenn durch die 
zukünftige demografische Entwicklung das Arbeitskräf-
teangebot zurückgeht, wird sich die Schere zwischen 
Produktivität und Wachstum nicht wieder schließen.

Wie stark müsste das Wirtschaftswachstum sein, um die 
hohe Arbeitslosigkeit abzubauen?

Über einen Zeitraum von etwa zehn Jahren wären reale 
Wachstumsraten des Bruttoinlandsproduktes von 8 % 
bis 10 % nötig. Das ist aber völlig unrealistisch. Wenn 
die Politik es mit dem Abbau der Arbeitslosigkeit ernst 
meint, muss man die Arbeitszeit verkürzen.

Sollte die Arbeitszeitverkürzung kollektiv für alle Branchen 
gelten?

Es muss eine gesamtwirtschaftliche Senkung der Arbeits-
zeit geben, auch um zu verhindern, dass es zu Abwan-
derungen zwischen den Branchen kommt. Das bedeutet 
aber auch, dass die Qualifikationsanstrengung zuneh-
men muss – bei Unternehmen und Beschäftigten.

Viele Unternehmen klagen schon jetzt, dass sie nicht die rich-
tigen Arbeitskräfte finden. Das würde künftig noch schwerer.

Aber nur, wenn sich die Gesellschaft in Sachen Bildung 
nicht anstrengt. Bildung wurde in Deutschland aller-
dings in den vergangenen Jahrzehnten sträflich ver-
nachlässigt. Auch hier gibt es eine hohe Unterfinanzie-
rung.

Arbeitszeitverknappung macht Arbeit teurer, sagen Kritiker.

Nur dann, wenn die Verkürzung größer ausfällt als das Pro-
duktivitätswachstum. Wenn sie im Rahmen des Produk-
tivitätszuwachses bleibt, erhöhen sich die Lohnstück-
kosten nicht. Man kann aber Produktivität nur einmal 
verteilen. Deshalb muss das Produktivitätswachstum 
für Arbeitszeitverkürzung und für Lohnerhöhungen ge-
nutzt werden. Davon profitieren auch die Arbeitslosen.

Hinweis: Dieses Interview erschien in erweiterter Fassung im April 2010 
(VDI nachrichten)

A R B EI T  &  S OZ I A L E S  _  
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DAS G�WORT IM  
AUSNAHMEZUSTAND 
Eine ungleiche Gesellscha� kann keine  
gerechte Gesellscha� sein

14

In der letzten Ausgabe wurde der Begriff der Gerechtigkeit beschrieben und der historische 
Kontext hervorgehoben. Thema des zweiten Teils der dreiteiligen Serie ist nun der wachsende 
Abstand zwischen ‚Arm und Reich‘. Die Frage, ob es in unserer Gesellschaft gerecht zugeht, 
verneinen immer mehr BürgerInnen. Die Folgen, die dies für den Zusammenhalt einer  
Gemeinschaft hat, gehen weit über das verbreitete Ungerechtigkeitsempfinden hinaus. 
Letztendlich sprengen sie das demokratische Gleichgewicht des Staates.                      

von Christoph Theligmann

Zwei Dri�el der Deutschen sagen, soziale Gerech�gkeit 
wäre ihnen besonders wich�g. Doch keine Deba�e weckt 
soviel Unsicherheit bei der Frage, wie sie konkret zu erlan-
gen sei. Betonen die einen das Kriterium der Leistung, for-
dern die anderen Chancengleichheit, Dri�e eine Umver-
teilung. Und wer soll der Akteur sein: Der Staat oder doch 
besser engagierte Teile der Gesellscha�?

Armutszahlen
Die Bundesregierung erklärte im Jahre 2008 noch bevor 

die Finanzkrise so rich�g spürbar wurde in ihrem Ar-
muts- und Reichtumsbericht, dass die Armut krä�ig ge-
s�egen sei. 18 Prozent der Bevölkerung lebten von we-
niger als 70 Prozent dessen, was der Durchschni�sbür-
ger ha�e. Nach den neuesten Zahlen des Deutschen Ins-
�tuts für Wirtscha�sforschung ist dieser Anteil im Jahre 
2009 auf fast 22 Prozent ges�egen. Der Armutsforscher 
Dr. Markus Grabka  sieht dabei den zentralen Punkt in 
dem Abbau normaler Arbeitsplätze: „In den achtziger 
und neunziger Jahren war der Standard ein Vollzeitjob, 
bei dem der Arbeitgeber den Beschä�igten voll sozial ab-
sicherte. Bis zum Jahr 2000 waren dies knapp zwei Drit-
tel aller Erwerbstä�gen. Inzwischen ist dies anders. Ich 
bin erschrocken über die Geschwindigkeit dieser Verän-

„So man Ghrechtigkeit nimbt für hannt, 
Wirdet wol gheregiert leut unnd Lannd“

 ‚Allegorie der Gerechtigkeit‘ (Virgil Solis -  
Deutscher Zeichner u. Kupferstecher - 1554-1562)

  _  A R B EI T  &  S OZ I A L E S
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re der Hypo-Real-Estate-Bank, die andernfalls, dem Fall der 
Pleite, keinen Cent für ihre Anteile bekommen hä�en. Nutz-
nießer der Re�ungsmaßnahmen in der Finanzkrise sind 
Leute, die ihr Geld „arbeiten lassen können“. Wenn hier das 
Leistungsprinzip missachtet wird, verstummt freilich die 
übliche Allianz der Leistungsträger. Alle steuerlichen Privi-
legien wären abgeschafft, würde man konsequent sämtli-
che Einkün�e in Deutschland steuerpflich�g stellen. Ein Se-
gen für die Staatsfinanzen.

Die Sozialstaat speist Unternehmensgewinne
Die Jahre nach dem 2. Weltkrieg waren in den westeuro-

päischen Industriena�onen o� geprägt von dem, was 
in Deutschland ‚Soziale Marktwirtscha�’ genannt wur-
de. Gerech�gkeit und Gleichheit erschienen überwiegend 
als Grundwerte. Erst die Poli�k, u. a. von Margaret That-
cher, setzte dem ein Ende. Nach der Wiedervereinigung ist 
Deutschland diesem Deregulierungs- und Priva�sierungs-
muster dann rasend gefolgt. Staaten dienen vorrangig der 
inneren und äußeren Sicherheit. Dies darf nicht vergessen 
werden, wenn in der Sozialstaatsdeba�e Begriffe wie ‚Ge-
rech�gkeit’ im Vordergrund stehen. Die ‚Sicherheitsdivi-
dende’ realisierte sich nach 1989, nach dem Ende der Ost-
West-Konfronta�on vornehmlich nach ‚außen’. Nach ‚in-
nen’ hingegen verdüsterte sich die ‚soziale Sicherheitsla-

ge’. Die Verschärfung 
der sozialen Gegen-
sätze und die Zunah-
me sozialer Verwer-
fungen prägten viel-

mehr das Bild. Die soziale Befriedung im inneren der Gesell-
scha� scheint in dem Maße bedroht, in welchem die Bedro-
hung von außen nachlässt. Oder provoka�v: Es gibt für die ver-
mögenden Klassen heute keinen Grund mehr, einen ‚Sozial-
staat zu pflegen’, da die Verhinderung einer kommunis�schen 
Revolu�on eine überholte historische Aufgabe zu sein scheint.

„Arm und Reich“ – Kein Spiel auf Augenhöhe

 (Foto: Rainer Wunderlich)

derung, weil der Anteil zwischen 2000 und 2006 von zwei 
Dri�el auf 55 Prozent zurückging. In so kurzer Zeit! Dazu 
kommt noch, dass auch viele mit einem Vollzeitjob weniger 
verdienen. Der Anteil derer, die weniger als zwei Dri�el des 
mi�leren Einkommens von derzeit knapp 14 Euro bru�o 
pro Stunde verdienen, steigt rasant, seit Mi�e der neun-
ziger Jahre von 15 auf 23 Prozent. Damit haben wir längst 
amerikanische Verhältnisse.“

Andere Zahlen: Der Vorstandsvorsitzende, der vor 30 Jahren im 
Schni� das 30-fache eines Arbeiters in seinem Betrieb ver-
diente, bekommt heute das 350-fache! Der gesamte Anteil 
des Einkommens der reichsten 20 Prozent der Bevölkerung 
s�eg von 1991 bis 2005 um fünf Prozent auf 40 Prozent. 

Umverteilung von unten nach oben

In der Gerech�gkeitsdeba�e wird immer wieder von der Um-
verteilung von oben nach unten geredet. Tatsächlich erle-
ben wir aber eine Umverteilung von unten nach oben. Drei 
Hinweise:

In Deutschland beträgt der Anteil der Steuern an Vermögen, 
Erbscha�en und Grundeigentum nur 0,9%. In den USA da-
gegen bei 3,1, in Frankreich bei 3,2 und in England bei 3,9%. 
Bei den Gewinnsteuern liegt Deutschland mit nur 36% weit 
hinter Dänemark mit 49% oder gar Schweden mit sogar 
53% zurück. Steuergerech�gkeit an 
Rhein und Weser sähe anders aus. 
Zweitens: Es gibt ein starkes Über-
gewicht der Verbrauchssteuern am 
Gesamtsteuerau�ommen. Diese in-
direkten Konsumsteuern müssen aber von reich und arm 
gleichermaßen gezahlt werden. Dri�ens: Zum Beispiel die 
2,8 Milliarden € Entschädigungszahlungen für die Ak�onä-

   Ärzte heiraten keine Krankenschwestern mehr, 
sondern Altenpfleger. Die Gesellschaft
              spaltet sich auch beim Heiraten.

A R B EI T  &  S OZ I A L E S  _  
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Der heu�ge Sozial-
staat ist ein kapi-
talis�scher Staat, 
der die Masse von 
armen, aber nicht 
völlig verarmten 
Konsumenten trägt oder mit trägt, die so 
am Konsummarkt als Nachfrager au�re-
ten können. Der (Sozial-) Staat stützt also 
Konsumenten, die zwar arm und am Ran-
de des Existenzminimums leben, die aber, 
dank staatlicher Zuwendungen, in ihrer 
Gesamtzahl auch eine erhebliche Kauf-
kra� besitzen. Auf diesem (Um-) Wege 
erweisen sich die großen Handelske�en, 

�g privilegieren. Da steht die Frage 
im Raum, wie es zu so einem irra�o-
nalen Verhalten kommt: Die Mi�el-
schicht sieht sich selbst als Elite, wel-
che die Vermehrung der Milliardä-
re ebenso zulässt wie die Verelen-
dung der ärmeren Schichten, gegen 
die man sich als Elite abheben möch-
te. Sich selber sieht man als Opfer des 
Staates, der einem immer weniger im 
Portemonnaie lässt. Was erstaunt, ist 
die Tatsache, dass die Mi�elschicht 
der Idee verfallen ist, sich überhaupt 
in der Nähe der Oberschicht zu wäh-
nen. Dies kann unter anderem mit 
einer sehr erfolgreichen Lobbyar-
beit und einer nicht minder erfolg-
reichen Unterhaltungsindustrie er-
klärt werden (Fußball, Popmusik, po-
puläre TV-Shows, Unterhaltungsfil-
me u.s.w., die der Iden�fika�on mit 
dem Vorbild dient: „Wir sind Lena“). 
Lobbyisten, die dafür sorgen, dass 
Steuersenkungen für Reiche durch-
gesetzt werden, geben der Mi�el-
schicht das Gefühl, dass sie ebenfalls 
zur Elite gehören, um sie – wenigs-
tens bei Wahlen – mit an Bord zu ho-
len. Im Grunde wäre es also geboten 
und im Interesse der Mi�elschicht, 
sich mit den Armen zu verbünden. 
Sich selbst zur Elite zu zählen, kann 
teuer werden.

Im letzten Teil der Serie über Gerech-
�gkeit wird es um Gerech�gkeitsde-
ba�en im Alltag gehen.

            Zur Mittelschicht gehört, wer 70 bis 150  
   Prozent des Durchschnittseinkommens zur  
Verfügung hat. Ein Ehepaar mit zwei Kindern
     benötigt zwischen 2100 und 4600 Euro netto,
                  um zur Mittelschicht zu gehören.

deren Besitzer und deren Ak�o-
näre als die Hauptprofiteure des 
von ihnen in anderem Kontext ge-
scholtenen Sozialstaates. Dieser 
s��et den Konzernen Gewinne, 
grundiert damit derzeit noch ei-
nen gewissen sozialen Frieden und 
eine, wenn auch immer brüchiger 
werdende poli�sche Stabilität.

Leistungsgerech�gkeit gibt es heu-
te weniger denn je. Das Führungs-
personal der Wirtscha� kommt zu 
mehr als 75% aus der oberen Bür-
gerschicht. Kinder armer Leute 
hingegen werden erst in den Schu-
len benachteiligt und noch einmal 
später im Beruf. Ende der neunzi-
ger Jahre kam gut die Häl�e der 
unteren Einkommensschicht nicht 
weiter nach ‚oben’. Derzeit blei-
ben zwei Dri�el dort, woher sie 
sozial stammen. Die sich so verste-
�gende Ungleichheit spornt heute 
weniger Menschen an, überhaupt 
aufsteigen zu wollen.

Die Illusion der Mi�elschicht
Die Schere zwischen arm und reich 

wird immer größer und die Mit-
telschicht schrump�. In den sozi-
ologischen Untersuchungen wird 
immer wieder das Verhältnis von 
arm und reich  betont, die Mi�el-
schicht als Opfer dargestellt, wel-
che zwischen den beiden anderen 
Bevölkerungsgruppen zerquetscht 
und zerrieben wird. Ihren Abs�eg 
betreibt die Mi�elschicht aber ak-
�v mit. Zum Beispiel dadurch, dass 
sie, die die Mehrheit der Wähler 
stellt, für Steuergesetze s�mmt, 
welche die Oberschicht einsei-
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+++ Schluss mit den schädlichen Sanktionen 
bei Hartz-IV +++
Lübeck/München. Unter der Überschrift ‘Sanktions-

moratorium‘ setzen sich Wissenschaftler und Sozi-
alverbände dafür ein, die Kürzungen im Rahmen von 
Hartz-IV zu stoppen. Der Rat der Stadt Lübeck hat die-
se Diskussion aufgegriffen, partei- und fraktionsüber-
greifend sowie nahezu einstimmig schließt sich der 
dortige Sozialausschuss den Forderungen an. Mün-
chen geht nicht ganz so weit, ist aber auf dem bes-
ten Weg. Eine qualitative Untersuchung über die Fol-
gen einer vollständigen Streichung von Hartz-IV-Leis-
tungen ist im Rat der Stadt beraten worden. Der Rat  
hat sich  von den Ergebnissen so beeindruckt gezeigt, 
dass er sich zumindest gegen die 100%- Kürzung der 
Leistungen zum Lebensunterhalt wendet.

(weitere Informationen: www.sanktionsmoratorium.de)

+++ Ziviler Protest gegen unmenschliche 
Abschiebung +++
Röthis (Österreich). In einer kleinen österreichischen 

Gemeinde namens Röthis (Vorarlberg) blockier-
ten Dorfbewohner gemeinsam mit dem konservati-
ven Bürgermeister den Hauseingang einer kosovari-
schen Familie, um sie vor der unmittelbar anstehen-
den Abschiebung zu bewahren. Die Aktion fand um 
5 Uhr morgens statt. Polizeibeamte waren vor Ort 
eingetroffen, um die Familie zum Flughafen Zürich 
zu geleiten. Von dort sollte sie in den Kosovo aus-
geflogen werden. Die ZEIT berichtete unter dem Ti-
tel „Das Dorf der Widerspenstigen“: Bürgermeister 
Norbert Mähr ist einfach nur stolz auf seine Gemein-
de. Viel Zuspruch habe er erhalten, für die Politiker 
im seit Jahren von der ÖVP geführten Innenminis-
terium schäme er sich hingegen: „Ich verstehe nicht, 
dass meine Parteifreunde Gesetze erlassen, die die-
sen Umgang mit Menschen erlauben.“ Sollte es neu-
erlich zu einer Abschiebung kommen, werde er wie-

der vor dem Haus stehen. „Und ich bin mir sicher, es 
werden mehr kommen, als das letzte Mal.“
(weitere Informationen: www.zeit.de/2010/12/
A-Abschiebung-Oesterreich)

+++ Bürgschaftsgelder fließen zurück –  
in Amerika +++
Washington (USA). In der Finanzkrise brachten die 

Staaten Milliardensummen auf, um die Banken vor 
dem Zusammenbruch zu bewahren. Der US-amerika-
nische Fonds zur Rettung der Banken betrug sagen-
hafte 700 Milliarden Dollar. Die direkten Kosten be-
tragen nach derzeitigen Schätzungen 89 Milliarden 
Dollar. So betrug z.B. die Einlage des Staates bei der 
Citigroup insgesamt  45 Milliarden. Aufgrund der Kon-
junkturentwicklung wird der Gewinn dieser Staats-
beteiligung mit mindestens elf Milliarden ausfallen. 
Wie die Billanz der Bankenrettung in Deutschland 
aussehen wird, ist noch völlig offen. Keine Frage ist 
aber, dass die Deutschen, was die Sanierung des Fi-
nanzsektors betrifft, noch deutlich hinter den Ameri-
kanern zurückliegen. (Süddeutsche Zeitung)

NICHT ZU GLAUBEN,  
  ABER WAHR 

+ + +  Nachrichten aus einer besseren Welt, die wir gerne lesen + + + 
  (entdeckt und ausgesucht von Christoph Theligmann)

 

Gegen Sanktionen, keine Abschiebungen von Menschen und 
für vernünftiges Haushalten mit Geld: Ein Lenkungsausschuss 

wie er sein sollte.  (Foto: Rainer Wunderlich)
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Wenn man durch 
Münsters Innen-
stadt fl aniert, kann 

man vieles erleben. Dazu ge-
hört auch die Straßenmu-
sik. Dabei gibt es eine brei-
te Pale� e an Instrumenten 

und musikalischen S� lrichtungen zu hören, von der Ba-
rock- bis Popularmusik. Die Qualität der Darbietungen 
schwankt zwischen dile� an� sch und meisterha� .

Doch durch welche Reak� onen wird diese Kuns� orm von 
den Münsteraner Mitbürgern honoriert? Was verdient 
man in etwa? Und was sind die Bedingungen, die die Stadt 
Münster zur Voraussetzung für diese Form der musikali-
schen Betä� gung macht?

Um Antworten auf diese Fragen zu fi nden, hat der Ver-
fasser dieses Ar� kels einen Feldversuch unternommen. 
Immerhin spielt er mi� lerer Art und Güte das Streich-
instrument Cello.

Bevor es losgehen konnte, waren die rechtlichen Rah-
menbedingungen zu klären. Dabei wurde schnell klar, dass  
die Stadt Münster der Straßenmusik sehr liberal und wohl-
wollend gegenüber steht. Grundsätzlich darf ein jeder, 
der es möchte, in der Fußgängerzone au� reten. Die Be-
nutzung eines Verstärkers sowie der Verkauf von CDs sind 
allerdings unter Androhung von Ordnungsgeldern unter-
sagt bzw. genehmigungsabhängig. Immer zur vollen Stun-
de darf man bis zu 30 Minuten spielen. Danach muss man  

eine halbe Stunde pausieren und den Standort um min-
destens 200 Meter verändern. Mehr gibt es nicht zu be-
achten.

Also begebe ich mich in die Stadt und lasse mich in der 
Nähe der St. Ludgeri-Kirche nieder. Mit einem etwas mul-
migen Gefühl packe ich mein Cello aus und baue meinen 
Notenständer auf. Gerade möchte ich beginnen, als je-
mand von der St. Ludgeri-Kriche, der Küster vermutlich, 
auf mich zustürmt und mich anfährt: „Sie können hier 
jetzt nicht spielen! Wir haben hier gleich die heilige Mes-
se!“. Das hä� e er wesentlich freundlicher sagen können. 

Die ganze Bandbreite an Reaktionen ist zu erleben, wenn man sich als Straßen-
musiker versucht: Von Empörung bis zur offenen Bewunderung. Doch es 
überwiegt die Freude am Spiel und die Dankbarkeit für ein paar Euro extra.                                                                            

von Jörg Billerbeck

Zu schade für die Strasse 
Straßenmusik in Münster – ein Erfahrungsbericht

Foto: Rainer Sturm / 
pixelio.de

Abb. Geigenspieler: 
Judith Lisser-

Meister / pixelio.de 

  Argusauge 
Billerbeck         
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Als ob mein zartes Cellospiel durch die dicken Kirchenmau-
ern zu hören wäre. Aber ich gebe mich harmoniebedürf-
�g und verständnisvoll und packe erstmal meine sieben 
Sachen wieder zusammen. „Das geht ja gut los!“, denke 
ich mir und überlege ernstha� von meinem Vorhaben Ab-
stand zu nehmen.

Schließlich ringe ich mich zu einem zweiten Anlauf 
durch. Ich spiele ein Lieblingsstück des Starcellisten 
Rostropovic an, namentlich die Sarabande aus der ers-
ten Solosuit von Johann Sebas�an Bach. Es dauert etwa 
fünf Minuten bis jemand die ersten Cent-Stücke in den 
vor mir aufgebauten Becher wir�. Das verleiht mir den 
Mut, weiterzuspielen.

Insgesamt spiele ich drei Mal an diesem Tag und er-
wirtschafte so in eineinhalb Stunden rund 25 Euro. Die 
Gaben reichen von einem Cent bis zu einem 5-Euro-
Schein. Natürlich sage ich zu jedem, der mir etwas gibt, 
brav danke.

Vielmehr wert als das Geld sind aber die Reaktionen 
der Mitmenschen: „Das klingt sehr schön!“, bekomme 
ich zu hören. „Was Sie hier machen, ist fast zu scha-
de für die Straße!“, sagt ein anderer. Viele zeigen mir 
einen nach oben gerichteten Daumen. Als ich eine 

sehr beschwingte Passa-
ge anstimme, beginnt ein 
Mann sogar mitzusingen 
und zu tanzen.

Diese Reaktionen be-
weisen mir, dass das, was 
ich mache, gut ist. Es ist 
eben kein Betteln um Al-
mosen, sondern eine mo-
derne Form der Dienstleis-
tung. Und wer schon mal 
eine halbe Stunde Cello ge-
spielt hat, weiß, dass auch 
ein erheblicher körperli-
cher Kra�aufwand erfor-
derlich ist.

Interessant ist, wer die 
erbrachte Leistung pekuni-
är belohnt. Zunächst stel-
le ich fest, dass mir deut-
lich mehr Frauen als Män-
ner etwas geben. Glück ist 

häufig auch, wenn Eltern mit einem kleinen Kind vor-
beikommen, da diesem oft ein Taler in die Hand ge-
drückt wird, den es dann abliefert. Ich frage mich, 
ob es Zufall ist, dass in der kurzen Zeit, die ich spie-
le, gleich drei Menschen mit einem Handicap etwas 
geben, und zwar nicht gerade wenig. So hat sich ein 
Mann im Rollstuhl zehn Minuten lang meine Darbie-
tung angehört. Als ich fertig bin, klopft er mir freund-
schaftlich auf die Schulter und drückt mir ein Zwei-
Euro-Stück in die Hand.

Es gibt übrigens auch einige Ausnahmen von der Re-
gel: eine Gruppe Jugendlicher wir� Geldstücke in mei-
nen Becher. Ich rechne mit Kupfergeld und bin erstaunt, 
nichts unter 50-Cent-Stücken vorzufinden.

Besonders schön finde ich die Reak�onen von Kindern. 
Vor Neugier kommen sie einem manchmal so nahe, dass 
man befürchtet, sie mit dem Bogen zu treffen. Insoweit 
ist schade, dass ich Eltern erlebe, deren Kinder zuhören 
und zusehen möchten, es aber nicht für nö�g befinden, 
auch nur mal fünf Minuten stehen zu bleiben.

Und ganz nebenbei bemerkt, ergeben sich an die-
sem Tag noch ein 
Engagement für ein 
Konzertprojekt des 
Studentenorchesters 
der Westfälischen 
Wilhelms-Universi-
tät – und wie schon 
des öfteren – Anfra-
gen für privaten Cello-
unterricht.

Als ich nach Hau-
se gehe, passiere ich 
den Dom. Die abend-
lichen Sonnenstrah-
len, die auf dieses 
imposante Bauwerk 
und die Bäume in der 
Umgebung fallen, er-
geben ein herrliches 
Bild. Ich denke mir 
zufrieden: „Das Le-
ben kann sehr schön 
sein!“ und gehe mit 
guten Gefühlen nach 
Hause. Zur Nachah-
mung empfohlen!

Bei Straßenmusik hast Du ein  
        stetig wechselndes Publikum.“

Mieterhöhung

?
Mieter/innen-
Schutzverein
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Zwinger der Öffentlichkeit 
nicht mehr zugänglich
Bei der letzten Führung durch den Zwinger war zu erfahren, 

dass die Stadt diesen aus Kostengründen zukünftig nicht mehr 

zugänglich machen will. Einsparungsfaktor 10.000 Euro. Für 

die sehr gute, mit viel Fingerspitzengefühl durchgeführte Füh-

rung durch ein Gebäude mit einer unglaublich dunklen Vergan-

genheit, möchte ich mich nochmals bedanken. Dass die Stadt 

Münster aber derartig plumpe Einsparvorschläge macht, ist 

wirklich peinlich.  Dieses Mahnmal für an Menschen durchge-

führte Grausamkeiten, kann eine „Friedensstadt“ doch nicht 

schließen und schon gar nicht für einen derartig geringen Ein-

sparfaktor. (Im Zwinger befindet sich die Installation ‚Das ge-

genläufige Konzert‘ von Rebecca Horn, Skulptur, Münster, 1987)   

Sven Werner, Münster

In Coerde gehen die Lichter aus
Nachdem der Coerder Treff und der Zeitschriftenhandel ge-

schlossen hat, soll nun laut den Sparvorschlägen auch noch 

das Bürgerbüro aufgegeben werden. Das Zentrum von Coerde 

wird damit immer unattraktiver. Da zudem Leerstände immer 

auch die Gefahr von Verwahrlosung mit sich bringen, steht zu 

befürchten, dass das Coerder Zentrum bald vollkommen ver-

ödet.

Dass außerdem der ‚Kaufpark‘ nicht mehr als wohnortnahe Ein-

kaufsmöglich zur Verfügung steht, kommt noch hinzu. Alles in al-

lem gewinnt man in Coerde das Gefühl, von der Poli�k und Ver-

waltung im Regen stehen gelassen zu werden. Dabei ist gerade 

in diesem Stad�eil das kon�nuierliche Engagement sehr wich-

�g. Da private Investoren an Coerde scheinbar das Interesse ver-

loren haben, sollte sich die Poli�k und die Verwaltung gemein-

sam an einen Tisch setzen, um alterna�ve Möglichkeiten zur Ge-

staltung des Zentrums Coerde zu entwickeln. Ein Bürgerzentrum 

könnte ein Teil der Mög-

lichkeit sein. Das Bürgerbü-

ro könnte dann im übrigen 

möglicherweise auch in ein 

Bürgerzentrum integriert 

werden, so dass die Miete 

dann nicht so ins Gewicht 

fallen würde. Wir brauchen 

keinen weiteren Sparkurs 

für Coerde, sondern im Ge-

genteil mehr Inves��onen, 

die der Situa�on in die-

sem Stad�eil gerecht wer-

den. Oder sollte der Poli-

�k und der Verwaltung ein 

ganzer Stad�eil egal sein?  

Iris Toulas, Münster

Die Redaktion behält sich 
vor, Leserbriefe zu kürzen.

_leserbriefe_

Foto: Alexander Hauk / pixelio.de
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Kunst trifft Kohl
Ein Angebot für die Fahrradtour in die Vorstadt: Alljähr-

liches, engagiertes Sommerprogramm aus Kinderhaus mit 
Skulpturen auf dem Sprickmannplatz und in den Kleingar-
tenanlagen „Heidegrund“ und „Am Bergbusch“, begleitet von 
Kulturveranstaltungen. Dazu gibt es Führungen auch in ein-
facher Sprache, für Sehbehinderte, Gehörlose, Kinder usw. 
Ausführliche Informa�onen unter www.Kunst-trifft-Kohl.
de

Kunst für lau und ganz nah
 Veranstaltungsempfehlungen

  von Arnold Voskamp

21

Sozialpalast
Konzerte im öffentlichen Raum. Auch diese 

Reihe ist eine Fortsetzung aus den letzten Jah-
ren, diesmal aus dem Hauptbahnhof, vorm 
Wartehäuschen auf Bahnsteig 9/12, jeweils 
samstags, 22 Uhr. Es folgen noch die Kon-
zerte von Tom Liwa aus Duisburg am 24. Juli 
und Hoppetosse (Hamburg) am 28. August. 
Weitere Infos und Youtube-links auf www.
sozialpalast.de

Wewerka Pavillon
Die Kunstakademie hat ihren Jahresrundgang jeweils 

im Februar, aber übers ganze Jahr bietet sie wechselnde 
Ausstellungen im Wewerka-Pavillon am Aasee (nahe der 
Tormin-Brücke). Man kann den Besuch zu einem priva-
ten Kunst-Rundgang erweitern, denn in der Umgebung 
stehen und liegen etliche Objekte aus den Skulpturen- 
Ausstellungen der letzten Jahrzehnte. (www.wewerka-
pavillon.de)

Diplomrundgang Design
Wir haben hier in Münster die Kunstakademie und - eher 

anwendungsbezogen - den Fachbereich Design an der FH, 
beides auf dem Leonardo Campus an der Grevener Straße 
vor der Eishalle.  Regelmäßig bieten die Hochschulen ei-
nen Rundgang an, in dem neueste studen�sche Produk�o-
nen der Allgemeinheit vorgestellt werden. Die DesignerIn-
nen laden vom 16. – 18.7.2010 zu ihrem Diplomrundgang 
ein. (www.�-muenster.de/design)

Nacht der Museen
In der Nacht der Museen und Galerien am 04.09.2010 

öffnen fast alle Museen und viele Galerien und ande-
re Ausstellungsorte kostenlos von 16 bis 24 Uhr. Die In-
nenstadt ist an diesem Abend ein großer Ort der Begeg-
nung, auch viele Kinder sind mit ihren Eltern unterwegs. Es 
macht schon ein besonderes Gefühl, nachts in die Gefäng-
nis-Kammern des Zwinger hinabzusteigen oder sich in den 
Schatzkammern des Bischofs unter dem Dom umzusehen. 
Interessant sind auch viele kleine Galerien, die Normalbür-
ger meist nicht von innen sehen, oder die geöffneten Ate-
liers von Künstlergruppen. (www.muenster.de/stadt/kul-
turamt/museumsnacht.html)

Die Nacht der Museen  
in Münster 2009  
(Foto: r.w.)

Kultur ist kein Zuckerbrot, sondern ein Grundnahrungsmittel, 
               gerade in entbehrungsreichen Zeiten

Tom Liwa

K U LT�TO U R  _  



22

Jetzt geht der Kampf um Schuld und Sühne. Auf die Fi-
nanzmarktkrise folgte die Weltwirtscha�skrise, nun 
folgt die Krise der Staatsfinanzen – das dri�e Stadium 

der grossen Krise. Die Zeche für die Re�ung der Banken 
sollen die BürgerInnen zahlen – und die infolge der Krise 
rasant ges�egenen Staatsschulden dienen als Knüppel, um 
ihnen genau diese Logik einzubläuen. Nur die Einwohne-
rInnen weniger kleiner Länder, die IsländerInnen im Nor-
den, die GriechInnen im Süden, wagen es, dem herrschen-
den Aberwitz zu widersprechen. Sie weigern sich, für die 
Krise zu zahlen. Fast über Nacht sind die Schulden der an-
deren zum Problem aller geworden.

Nach den jüngsten Zahlen des Interna�onalen Wäh-
rungsfonds haben fünf der G7-Staaten inzwischen Staats-
schulden von über hundert Prozent des Bru�oinlandspro-
dukts (BIP); Japan ist mit 230 Prozent Verschuldung an der 
Spitze. Nur Deutschland und Kanada liegen derzeit noch 
unter der Hundertprozentmarke. Aber das wird sich bald 
ändern. In Europa sind die Staatsschulden Spa-
niens, Portugals, Italiens, Irlands und Griechen-
lands dicht an oder über die Hundertprozent-
marke emporgeschnellt. Nie zuvor in Friedens-
zeiten sind die Staatsschulden weltweit so ra-
sant ges�egen wie seit Beginn der Wel�inanz-
krise. In Deutschland sind die gesamten Staats-
schulden im Jahr 2009 um 113 Milliarden Euro 
auf 1692 Milliarden Euro ges�egen; nur 1995, 
als die wirklichen Kosten der deutschen Wie-
dervereinigung erstmals voll durchschlugen, 
schwollen die deutschen Staatsschulden noch 
stärker an. Weltweit liegt das durchschni�liche 

Niveau der Staatsverschuldung inzwischen bei gut achtzig 
Prozent des BIP, in wenigen Jahren wird es auf über hun-
dert Prozent ges�egen sein. Griechenland ist überall. 

Schulden, Inflation, Bankrott
Seit je ist die Zun� der ÖkonomInnen gespalten, wenn 

es um Staatsschulden geht. Sie sind ein Segen, sagen die 
einen: Ein Staat, der zu wenig Schulden mache, vernach-
lässige die Zukun�. Staatsschulden sind eine Bürde, sagen 
die anderen: Ein Staat, der zu viel Schulden mache, rui-
niere die Volkswirtscha�. In allen neoliberal regierten Län-
dern herrscht jedenfalls das Dogma, Staatsschulden seien 
an und für sich von Übel, führten zur Infla�on, zu exor-
bitanten Steuern und zum Staatsbankro�. Der angeblich 
drohende Staatsbankro� kommt wie gerufen, um das alte, 
immergleiche Lied wieder anzus�mmen – das Lied vom 
Sparen und Kürzen, mit seinem Refrain vom «unbezahlba-
ren Sozialstaat». 

JE GRÖSSER DIE ANGST,  
DESTO FETTER DER GEWINN
 Die Angst vor dem Staatsbankrott ist ein Gespenst – dennoch lassen sich in Europa mit dieser Angst gut 

neoliberale Reformen durchdrücken. Auch den Banken versprechen Staatsschulden ein hervorragendes 

Geschäft. Eine Widerrede von Michael R. Krätke (Professor für Politische Ökonomie an der Lancaster University, England) 

„Im Vergleich zu den Exportüberschüssen der  
Deutschen im Euroland sind die 8,8 Millarden Euro, die 

die Bundesrepublik netto an die EU zahlt, ein Witz.“
Abbildung: Wikipedia
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Kein Grund zur Panik. Kein Staat in 
Europa muss pleitegehen. Der Staat, 
ausgesta� et mit dem Steuer- und 
Geldmonopol, ist der mit Abstand 
beste Schuldner, er kann, anders als 
die Grossbanken, nur pleitegehen, 
wenn die gesamte Volkswirtscha�  ru-
iniert ist. Davon kann aber – trotz Krise – keine Rede sein.

Mit den steigenden Staatsschulden werden immer mehr öf-
fentliche Anleihen auf die Finanzmärkte geworfen und in der 
Regel blitzschnell verkau� , sogar mit Kursgewinnen, weil die 
angebotenen Anleihen weit überzeichnet werden. In der ge-
samten EU wurden 2008 über 650 Milliarden Euro an Staats-
anleihen ausgegeben, 2009 waren es schon über 900 Milli-
arden, in diesem Jahr werden es (nach konserva� ver Schät-
zung) deutlich über 1100 Milliarden sein. Insgesamt stehen 
die EU-Staaten heute bei ihren SchuldnerInnen mit über 
8000 Milliarden Euro in der Kreide. Japan wird im Lauf dieses 
Jahres gut 1100 Milliarden Euro an Staatsanleihen aufl egen, 
die USA kommen mit über 2300 Milliarden Dollar an frischen 
Staatsanleihen dazu. Nichts wächst im Moment so stürmisch 
wie die Staatsschulden – und damit auch das Geschä�  mit 
ebendiesen. Warum also die Aufregung an den Finanzmärk-
ten? Woher die plötzliche Besorgnis über die Schulden Grie-
chenlands, Spaniens, Portugals, Irlands? Nach wie vor gehen 
griechische, spanische, portugiesische Staatsanleihen weg 
wie warme Weggli, die sa� igen Risikoaufschläge machen das 
Geschä�  mit den Staatspapieren gar noch profi tabler.

Staatsschulden sind für die Banken – mitsamt ihren Bera-
tern, Analys� nnen, Journalisten, Juris� nnen, Ra� ngagentu-
ren – ein Riesengeschä� . Würden Staaten tatsächlich auf die 
Idee kommen, ihre Schulden zu � lgen, würde im Nu allge-
meine Finanzpanik ausbrechen. Es waren amerikanische In-
vestmentbanken, die der konserva� ven griechischen Regie-
rung geholfen haben, ihren wahren Schuldenstand zu ver-
stecken – gegen entsprechende Vergütung, versteht sich. Es 
waren und sind Banken, vorneweg die europäischen, die die 
griechischen Staatsschulden kaufen und halten – und die an 
der Finanzkrise Griechenlands wiederum präch� g verdie-
nen. Mindestens 250 Millionen Euro müssen die GriechIn-
nen dank des konzer� erten Angriff s der Finanzmarktak-
teure für ihre jetzt glücklich refi nanzierten Staatsschulden 

mehr an Zinsen bezahlen. Geld, das von den griechischen 
SteuerzahlerInnen in die Kassen der Banken fl iesst und dem 
griechischen Staat zur Finanzierung seiner notwendigen Auf-
gaben fehlt. Je grösser die Angst vor dem angeblichen Staats-
bankro� , je höher die Risikoaufschläge für griechische Staats-
anleihen, desto dicker das Geschä�  für die Banken. Und die 
deutsche Stamm� schpoli� k unterstützt die Gerüchteküche 
der «Märkte» nach Krä� en. Nach dem gleichen Muster, das 
ist absehbar, wird der Angriff  gegen den portugiesischen, iri-
schen, spanischen Staatskredit laufen – wiederum mit Hilfe 
der Deutschen, zum Schaden der betroff enen Länder und auf 
Kosten der Gemeinscha� .

Die Regeln ändern
Wem gehören die Staatsanleihen? Wer profi � ert davon? 

Wem gehört Griechenland? Deutschen und ausländischen 
Banken, Versicherungen, Fondsgesellscha� en; private An-
legerInnen spielen heute, anders als in Zeiten patrio� schen 
Kriegstaumels, nur noch eine geringe Rolle. Rund 45 Pro-
zent aller US-Staatsanleihen werden an ausländische Gläubi-
ger verkau� , chinesische und japanische Banken halten da-
von den Löwenanteil. Im Fall Griechenland sind französische, 
schweizerische und deutsche Banken und Versicherungen 
die HauptgläubigerInnen, US-amerikanische und bri� sche 
folgen nur unter ferner liefen. Die griechischen Staatsschul-
den sind eine fast rein europäische Angelegenheit, portugie-
sische Banken besitzen fast ebenso viele griechische Staats-
anleihen wie die Amerikaner.

Staatsschulden lassen sich abbauen – mit Hilfe einer krä� i-
gen Infl a� on, also durch die Entwertung der Staatsschuldpa-
piere wie der Nominalzinsen, die dafür zu zahlen sind. Staats-
anleihen haben meist lange Laufzeiten, Frankreich hat gera-
de mit Erfolg einen grossen Batzen Staatsanleihen mit Lauf-
zeiten bis ins Jahr 2060 verkau� . Auf derart lange Frist wirkt 
auch eine bescheidene Infl a� on von zwei bis drei Prozent. Um 
kurzfris� g Abhilfe zu schaff en, müsste die Infl a� on schon zum 

„Mit der Angst vor dem Staatsbankrott, vor dem drohenden Währungschaos, 
werden jetzt neoliberale Reformen durchgedrückt.“

Foto: Rainer Wunderlich

  J’accuse 
         Die Gegenrede in der Sperre

*
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Galopp getrieben werden. Aber derzeit ist die Infl a� onsge-
fahr trotz weltweit steigender Staatsschulden gering. Selbst 
wenn die Staaten sich nicht an den Finanzmärkten, sondern 
nur mithilfe ihrer eigenen Zentralbank verschuldeten, s� egen 
die Preise kaum – solange die Banken den Kreditspielraum, 
den sie haben, nicht nutzen und solange die strukturellen 
Überkapazitäten in allen führenden Industriezweigen beste-
hen bleiben. Preistreiber sind im Moment der Staat und eini-
ge Grosskonzerne, die Energie und Ressourcen unter Kontrol-
le haben. Aber für eine Hyperinfl a� on reicht das nicht.

nach ihren Statuten verboten ist, Staatsanleihen der Mit-
gliedsländer der Eurozone zu kaufen und zu halten.

Geschlachtet und weich gekocht
Nach dieser absurden Regel hat die EZB in den vergange-

nen Monaten die Banken in Euroland mit Billigkrediten ge-
radezu überschü� et, während sie sich weigert, den Mit-
gliedsstaaten mit Krediten beizuspringen. Die EZB, von der 
abstrusen Infl a� onsangst der Deutschen getrieben, kann 
es sich erlauben, sich gegenüber spekula� ven A� acken 
der Investmentbanken gegen den Euro und gegen einzel-
ne Mitgliedsländer blind und taub zu stellen. Gleichzei� g 
können sich europäische Banken, voran die deutschen, bei 
der EZB Geld zu Niedrigzinsen leihen, das sie dann dem 
griechischen Staat zu Höchstzinsen weiterverleihen.

Dieses Vorgehen hat Methode. Es geht um die Bewäl� gung 
der Krise, darum, die damit verbundenen Kosten bei anderen 
abzuladen und die drohende Finanzmarkt- und Bankenregu-
lierung im Keim zu ers� cken. Mit der Angst vor dem Staats-
bankro� , vor dem drohenden Währungschaos im Nacken 
werden jetzt neoliberale Reformen durchgedrückt – in Spa-
nien, in Italien, in Portugal, in Grossbritannien, überall steht 
jetzt das Rentenalter 67 auf der Tagesordnung. Überall dürfen 
sich die NormalbürgerInnen – nicht aber die Kapital- und Ver-
mögensbesitzerInnen – auf krä� ige Steuererhöhungen ge-
fasst machen. Überall werden die öff entlichen Leistungen zu-
sammengestrichen, wird der öff entliche Sektor ausgedünnt. 
Angetrieben von der angeblichen Finanznot des Staates wird 
die Priva� sierung öff entlichen Eigentums fröhlich weiterge-
trieben. Die GriechInnen werden geschlachtet, die Portugie-
sInnen weich gekocht, die Messer gegen Spanien gewetzt.

In Europa tobt ein Machtkampf, ausgelöst von der  großen 
Krise. Die IsländerInnen haben es gewagt, die GriechInnen 
versuchen nun, sich zu wehren – gegen die eigene Regie-
rung, gegen die Phalanx der europäischen Banken, gegen 
die deutsche Bundesregierung. Die deutsche Exportwirt-
scha�  hat am meisten vom Euro profi � ert, im Vergleich zu 
den Exportüberschüssen der Deutschen in Euroland sind die 
8,8 Milliarden Euro, die die Bundesrepublik ne� o an die EU 
zahlt, ein Witz. Die deutsche Bevölkerung, voran die deut-
schen ArbeiterInnen und Angestellten, haben dafür geblu-
tet, die europäischen Nachbarländer haben den Schaden 
vom Lohn- und Steuerdumping der Bundesrepublik. Unver-
ändert heisst die Parole: Plündere die eigene Bevölkerung 
und dann die der Nachbarn. Die Staatsschulden sind ein 
weiterer Hebel in diesem bösen Spiel.

„Angetrieben von der angeblichen Finanznot des Staates wird die 
Privatisierung öffentlichen Eigentums weitergetrieben.“

Wenn schon erzkonserva� ve Sparpoli� k – warum dann 
nicht zur Abwechslung mit Verstand sta�  mit dogma� schem 
Eifer und populis� scher Schlagseite? Auch ohne einen Cent 
der griechischen Staatsschulden zu übernehmen, liesse sich 
den GriechInnen ganz einfach und wirkungsvoll helfen. Zum 
Beispiel mit Eurobonds oder mit Krediten der Europäischen 
Zentralbank (EZB). Schon jetzt hil�  die Ausnahmeregelung, 
die es den Zentralbanken der Eurozone gesta� et, griechi-
sche (und andere) Staatsanleihen als Sicherheiten zu akzep-
� eren. Sinnvoller wäre es, um kün� ige Krisen dieser Art zu 
vermeiden, die Regeln zu ändern. Es ist nicht einzusehen 
und gehorcht keiner ökonomischen Logik, dass es der EZB 

D
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nahme, dass sich der Gläubiger unter 
Androhung einer eidessta�lichen Ver-
sicherung auf eine mehr oder weniger 
moderate Ratenzahlung einlässt. Einige 
erkennen daher im Gerichtsvollzieher, 
jedenfalls zum Teil, auch so etwas wie 
einen Schuldnerberater. 

Der Pfändungsschutz
Es wäre nicht hinnehmbar, wenn ein 

Schuldner der Zwangsvollstreckung 
des Gläubigers in einem solch hohen 
Maß ausgeliefert wäre, dass man ihm 
sämtlichen materiellen Besitz nehm-
en  könnte. Um das zu verhindern, hält 
die Zivilprozessordnung (ZPO) Vorschrif-
ten parat, die den Schuldner Schutz vor 
Pfändung gewähren. So werden einige 
unpfändbare Gegenstände benannt, 
beispielsweise ein Fernseher mi�lerer 
Art und Güte. Auch ist geregelt, dass 
dem Schuldner immer noch so viel Geld 
bleiben muss, dass sein Existenzmini-
mum gesichert ist. Manchmal muss der 
Schuldner aber selbst ak�v werden, 
damit sich Pfändungsschutz zu seinen 
Gunsten en�altet. Das gilt insbeson-
dere für die Kontopfändung, wenn kein 
P-Konto geführt wird. Denn dann muss 
der Pfändungsschutz beim Amtsgericht 
beantragt werden.

Das Pfändungsschutzkonto 
(P - Konto)
Das P-Konto verhindert das Erforder-

nis, beim Amtsgericht Pfändungsschutz 

Die Pfändung
Unter Pfändung versteht man die 

Beschlagnahme von Gegenständen 
zum Zwecke der Gläubigerbefriedigung. 
Diese geschieht auf Antrag des Gläu-
bigers, wenn ein Schuldner offene For-
derungen nicht begleichen kann. Dem-
entsprechend räumt das Recht dem 
Gläubiger eine „scharfe Waffe“ ein. 

Voraussetzung einer Pfän-
dung ist immer das Vorliegen 
eines vollstreckbaren Titels. 
Dieser kann durch Urteil auf 
Grund Klage im Zivilprozess 
erwirkt werden. Der wohl 
häufigste Fall ist jedoch die 
Beantragung und der Erlass 
eines Mahnbescheides. Legt 
der Schuldner gegen diesen, 
zum Beispiel mangels Grün-
den, die gegen das Besteh-
en der Forderung sprech-
en, keinen Widerspruch ein, 
ergeht ein Vollstreckungsbe-
scheid, der dem Gläubiger 
dann den vollstreckbaren Ti-
tel und dessen Durchsetzung 
im Wege der Zwangsvoll-
streckung ermöglicht. Häu-
fig beau�ragt der Gläubiger 
an dieser Stelle einen Geri-
chtsvollzieher mit der Vor-
nahme der Pfändung. Dabei 
ist ihm in der Regel klar, dass 
diese o� fruchtlos verläu� 
(siehe unten). Er verspricht 
sich jedoch von der Maß-

Dieser Alptraum kann Realität 
werden. Es reicht völlig, dass 
irgendjemand eine geldwerte, 

vollstreckbare Forderung gegen Sie hat. 
Der Gesetzgeber hat hier einen unzu-
reichenden Schutz des Schuldners er-
kannt und versucht, diesen Missstand 
mit einem neuen Kontomodell, dem 
Pfändungsschutzkonto (P-Konto), zu 
begegnen.

WENN MAN NICHT MEHR AN 
SEIN GELD KOMMT... 

Das P-Konto hat zunächst sehr prak�sche Vorteile für den Schuldner  
(Bildquelle: Renate Kalloch / pixelio.de

ÜBER DIE EINFÜHRUNG DES SOGENANNTEN  PFÄNDUNGSSCHUTZKONTOS

Stellen Sie sich einmal vor, Sie brauchen Geld und gehen zur Bank. Ihren Kontoauszügen  
entnehmen Sie, dass ein Guthaben zur Verfügung steht. Doch am Geldautomaten müssen Sie  
feststellen, dass dieser nichts „ausspuckt“. Und auf Nachfrage erfahren Sie dann, dass nicht der Auto-
mat defekt ist, sondern, dass keine Verfügungen möglich sind, weil das Konto gepfändet wurde. 

                                                                                      von Jörg Billerbeck 
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Achtermannstr. 10
48143 Münster (Nähe HBF)

msv@muenster.de
  mo - do: 8.30 -13 Uhr · 14 -18 Uhr

fr: 9 -12 Uhr
Anrufen und Beratungstermin

vereinbaren!

Wohnungsmängel
Kündigung

Hohe Nebenkosten...

Kompetent.
Schnell.

Preiswert.

Geschützt wird durch die Neure-
gelung nunmehr auch derjenige, 
der sich für die Berufsselbständig-
keit entschieden hat. Früher waren 
insoweit nur Arbeitseinkommen aus 
Arbeits- oder Dienstvertrag erfasst.

Der Gesetzgeber hat den Grund-
satz „Vorrang des P-Kontos“ auf-
gestellt. Damit ist gemeint, dass 
Schutz gegen eine Kontopfändung 
nur dann vom Gericht gewährt 
wird, wenn der Betroffene kein P-
Konto führt.

Der Abschluss eines Vertrages, 
der auf die Einrichtung eines P-
Kontos abzielt, ist, wie die Eröff-
nung eines „normalen“ Girokontos, 
ein Geschä�sbesorgungsvertrag im 

zu beantragen. Auch muss man nicht 
jedes Mal zum Schalter gehen und 
ein Schreiben vom Amtsgericht vor-
legen, um an Bargeld zu kommen. 
Das P-Konto hat also zunächst sehr 
prak�sche Vorteile für den Schuld-
ner. Gesetzliche Grundlage des P-
Kontos ist das „Gesetz zur Reform 
des Kontopfändungsschutzes“, das 
am 01.07. dieses Jahres in Kra� tri�. 
Norma�ve Ausprägung des P-Kon-
ten-Modelles ist der neu gefasste 
§ 850k ZPO. Mit dem P-Konto hat 
der Gesetzgeber nicht beabsich�gt, 
Schuldnerkonten gänzlich dem Zu-
griff durch den Gläubiger zu entzie-
hen. Vielmehr sah man ein Missver-
hältnis zwischen dem Interesse des 
Gläubigers, dass sein Anspruch be-
friedigt wird, und dem des Schuld-
ners, dass sein Existenzminimum 
gesichert bleibt. Die Bank ist ver-

Keine Zusatzkosten bei Einrichtung eines P-Kontos

pflichtet, ein bestehendes Girokonto 
in ein P-Konto umzuwandeln, wenn dies 
der Kunde so wünscht. Durch das Ein-
richten des P-Kontos besteht Schutz in 
Gestalt eines monatlichen Pfändungs-
freibetrages von derzeit 985,15 Euro 
(siehe auch § 850c Abs. 1 S. 1 ZPO). 
Bestehen Unterhaltsverpflichtungen 
kann sich der Freibetrag auf bis zu 
2.182,15 Euro erhöhen. Im Wege der 
Einzelfallentscheidung kann dieser 
(Regel-)Betrag durch ein zuständiges 
Gericht angehoben, aber auch abge-
senkt werden. Der Monatsfreibetrag 
erhöht sich im Übrigen auch, wenn im 
Vormonat nicht der gesamte Freibe-
trag ausgeschöp� wurde. Jeder kann 
nur ein einziges P-Konto führen (§ 
850k Abs. 6 S. 3 ZPO n.F).

Sinne des § 675 BGB. So wird zwar 
im Kontoeröffnungsantrag die Be-
zeichnung „P-Konto“ eine Rolle 
spielen; die vertragsrechtlichen 
Grundlagen sind aber iden�sch mit 
denen anderer Konten.

Im Übrigen setzt die Einrichtung 
eines P-Kontos nicht voraus, dass 
eine Kontopfändung vorliegt oder 
droht. Vielmehr kann ein Girokon-
to jederzeit und ohne besonderen 
Anlass auf ein P-Konto umgestellt 
werden.

Soll ein neues Konto eröffnet 
und sogleich als P-Konto geführt 
werden, hat der Antragsteller der 
Bank mitzuteilen, dass er das Giro-
konto als P-Konto führen möchte. 
Der Bankmitarbeiter wird in die 
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Kontoeröffnungsunterlagen einen dies-
bezüglichen Vermerk aufnehmen, und 
falls der Kontovertrag nach Einholung 
der SCHUFA-Auskun� geschlossen wird, 
steht das Konto unmi�elbar zur Verfü-
gung.

Die Umstellung eines Kontos auf ein 
P-Konto hat ohne Kosten für den Bank-
kunden zu erfolgen. Das legt § 850k 
ZPO ausdrücklich fest. Es fallen wei-
terhin nur die üblichen Kontoführungs-
kosten an.

Um Missbrauch zu verhindern, hat 
der Kunde dem Geldins�tut vertraglich 
zu versichern, dass er nur ein P-Konto 
führt. Darüber hinaus wird das Geldin-
s�tut vom Gesetzgeber ausdrücklich 
ermäch�gt, der SCHUFA Holding AG 
die Einrichtung eines P-Konto für ein-
en Kunden mitzuteilen. Die SCHUFA 
Holding AG wird den Geldins�tuten auf 
Anfrage auch Auskun� über bestehende 
P-Konten zu einem Kunden erteilen.

Exkurs: Ein Konto für  
jedermann?
Eine Freundin des Verfassers woll-

te trotz nega�ver SCHUFA-Einträge ein 
Konto auf Guthabenbasis eröffnen. Die 
Bank antwortete ihr bloß: „Kriegen sie 
erstmal ihr Leben wieder in den Griff!“. 
Mit dem P-Konto hat der Gesetzgeber 
es nämlich versäumt, das Recht so zu 
gestalten, dass es jedermann den An-
spruch auf Eröffnung eines Kontos auf 
Guthabenbasis einräumt. Man muss sich 
klar machen, dass Banken keine sozialen 
Einrichtungen, sondern Wirtscha�sun-
ternehmen sind, die vor allem ihre Fi-
nanzprodukte verkaufen möchten. Da-
her sehen sie keine Veranlassung, Kun-
den zu gewinnen, die keinen Gewinn 
in Aussicht stellen, sondern eher Kos-
ten verursachen. Insoweit also Banken 

eine Selbstverpflichtung eingegangenen 
sind, jedermann ein Konto einzuräumen, 
ist dies etwas rein Symbolisches. Man 
möchte so tun, als habe man sich der 
Wirtscha�sethik verschrieben und sei 
sozial eingestellt. Das dem nicht so ist, 
kann man leicht en�arnen: Trotz Selbst-
verpflichtung besteht nach wie vor kein 
verbindlicher Rechtsanspruch des Kon-
tointeressenten und in der Praxis halten 
sich die Banken o� nicht an die Selbst-
verpflichtung.

Im Privatrecht gilt der Grundsatz 
der Vertragsfreiheit. Das bedeutet, es 
steht jedem grundsätzlich frei, zu ent-
scheiden, ob, mit wem und in welcher 
Gestalt er Verträge abschließt. Nur ganz 
selten gibt es Ausnahmen. Dann besteht 
ein sog. „Kontrahierungszwang“, also 
eine Pflicht zum Vertragsabschluss. Das 
ist jedoch in der Regel nur dann zu be-
jahen, wenn ein enormes Über- und 
Unterordnungsverhältnis zwischen den 
poten�ellen Vertragsparteien besteht, 
etwa weil ein Unternehmen mit Mono-
polstellung beteiligt ist oder weil es um 

die Daseinsvorsorge geht. Hier ist der 
Gesetzgeber gefordert. In der heu�gen 
Zeit des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
ist durchaus zu erkennen, dass ein Konto 
zum menschlichen Grundbedarf gehört.

Fazit
Es ist zu begrüßen, dass der Gesetzge-

ber im Bereich der Kontopfändung Hand-
lungsbedarf erkannt hat und tä�g ge-
worden ist. Insoweit ist der neue § 
850k ZPO enorm schuldnerfreundlich. 
Auch trägt der automa�sierte Basispfän-
dungsschutz zur Entbürokra�sierung bei. 
Wer über ein P-Konto verfügt, braucht 
sich hinsichtlich einer möglichen Kon-
topfändung keine Gedanken über die Si-
cherung seines Lebensunterhalts mehr 
zu machen. Dennoch ist es bedauerlich, 
dass der Gesetzgeber den Anlass nicht 
genutzt hat, um einen Anspruch auf ein 
Konto für jedermann rechtlich zu ver-
ankern. Das ist wohl auch der zentrale 
Kri�kpunkt an der Neuregelung: sie geht 
Vielen nicht weit genug.
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Wenn der Zustellung des Mahnbescheids die Pfändung folgt...
(Foto: Rainer Wunderlich) 
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Deutschland spart und auch Münsters Ober-
bürgermeister Marcus Lewe stellte im Juni seinen Spar-
plan für die Stadt Münster vor, verteidigte die geplan-
te Erhöhung der Gewerbesteuer als Solidarbeitrag. 
Die Einsparliste umfasst u.a. die Schließung von Zweig-
stellen der Stadtbücherei, sowie der Bürgerbüros in 
Coerde, Gievenbeck und Gremmendorf. Betroff en von 
Etatreduzierungen sind z.B. Flüchtlingseinrichtungen 
und freie Träger im Sozialbereich (siehe auch Seite 20, 
Leserbriefe).

Die Bundesregierung beschloss zeitgleich ihr umstrit-
tenes Sparpaket, an dem man den Sparwillen bei Sub-
ventionen und Steuervergünstigungen vermisste. Und 
im Gegenteil, die Regierung bedient ihre Klientel wei-
ter: Seit einigen Wochen erhalten Bauern eine soge-
nannte Kuhprämie 
von 21 Euro pro Tag 
( „Kuh im Sinne die-
ses Gesetzes ist je-
des weibliche Rind, 
das ausweislich der 
Angaben, die auf 
Grund von Rechts-

vorschriften zur Kennzeichnung und Registrierung 
von Rindern oder auf Grund tierseuchenrechtlicher 
Vorschriften...mindestens einmal abgekalbt hat.“). 
Ist so was noch tragbar in Zeiten des Sparens? Die 
Bundesregierung sagt ja.

Münsters neue Ratsmehrheit aus SPD, Grünen, Lin-
ken, ÖDP und Piraten hat am 7. Juli 2010 dieses ‚sozio-
kulturelle Regula� v‘ in einem gemeinsamen Beschluss 
wieder eingeführt - den neuen Münster-Pass. Die fi -
nanziellen Mi� el ha� e der Sozialausschuss im Frühjahr 
frei- und in Aussicht gestellt. Ist so was noch tragbar 
in Zeiten des Sparens? Wir meinen ja. Bestenfalls An-
sichtssache, häufi g Ausdruck von Interessenspoli� k, 
selten ein solidarischer Beweggrund ist das Werfen 
von Perlen vor die Säue - oder wie das ursprüngliche 
Sprichwort aus Indien lautet: Was weiß ein Aff e schon 
vom Geschmack von Ingwer!

Um was geht es? Der Münster – Pass soll folgenden 
Personengruppen zu Gute kommen: Personen, die
-  Leistungen gemäß SGB II (Arbeitslosengeld II oder 

Sozialgeld) oder
-  Leistungen zum Lebensunterhalt gem. SGB XII  

oder Grundsicherungsleistungen bei dauernder 
Erwerbsminderung oder

-  Grundsicherungsleistungen im Alter oder
-  Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

oder
-  die in einem Alten- bzw. Pfl egeheim oder in einer 

sta� onären Eingliederungseinrichtung wohnen und 
lediglich einen Barbetrag zur persönlichen 
Verfügung nach dem XII Sozialgesetz erhalten.

DER �OFFIZIELLE� MÜNSTER�PASS WIRD WIEDER EINGEFÜHRT 

Was weiß ein Affe vom 
Geschmack von Ingwer?

Der 1998 eingeführte Münster-Pass, im Jahre 2002 von der damaligen CDU-
Mehrheit wieder abgeschafft, erlebt seine Auferstehung - in Zeiten von Spar-
beschlüssen. Die Parteien jenseits von CDU und FDP haben am 7. Juli 2010 einen 
entsprechenden Antrag beschlossen. Am 1. September soll der Pass erhältlich sein.
                                       

von Christoph Theligmann

Schon vor über zehn 
Jahren beschäftigte 

sich die „Sperre“ 
mit dem Thema

  _  Z U M  L EB EN  Z U  W EN I G  
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Der Leistungsumfang des 
MS-Passes umfasst
-  den öff entlichen Personennahverkehr (ÖPNV)
-  die städ� schen Kultureinrichtungen (u.a. Stad� heater, 

Stadtbücherei, Museen)
-  die städ� schen Bildungsangebote (u.a. Volkshoch-

schule, Musikschule)
-  die städ� schen Sport- und Freizeitangebote (u.a. Bäder) 

und
-  den Allwe� erzoo.

Dabei erteilen die oben genannten städtischen und 
stadtnahen Einrichtungen eine mindestens 50 %-ige Ermä-
ßigung. Mit dem Allwetterzoo sollen Verhandlungen ge-
führt werden.

 Mobilität, Freizeit und Kultur müssen für alle erschwinglich sein. 
(Foto: Rainer Wunderlich)

Perspek� visch sollen weite-
re Personengruppen in den 
Geltungsbereich des Müns-
ter-Passes geführt werden, 
Personen
-  die Wohngeld nach dem 

Wohngeldgesetz (WoGG) 
beziehen,

-  deren laufendes monatli-
ches Einkommen max. 10% 
über den Bedarfssätzen des 
SGB II bzw. SGB XII liegt und 
die keine Leistungen nach 
Ziff er 1.1. bis 1.3. erhalten 
(sog. Personenkreis der 
Geringverdiener),

-  deren Einkommen unter-
halb der Pfändungsfreigren-
ze liegt.

Der „vorläufige Münster-Pass“, 
ausgestellt u.a. von abm e.V., wird 
zusätzlich weiter gültig  bleiben           

Z U M  L EB EN  Z U  W EN I G  _  

Im Frühjahr stellten die Sozialexperten Beanka Gan-
ser (SPD) und Harald Wölter(GAL) die Pläne in einer 
der Öff entlichkeit zugänglichen Pressekonferenz vor.

Zur Finanzierung des Passes sollen jährlich 800.000 
Euro aus dem städtischen Haushalt kommen. Im Jah-
re 2000 umfasste der Betrag noch 320 000 Euro. 
Doch inzwischen sei die Zahl der Anspruchsbe-
rechtigten massiv gestiegen. Umschichtungen im 
Haushalt und die für 2011 geplante Erhöhung der 
Gewerbesteuer sollen für die nötige Finanzierung 
sorgen.

Zuletzt ein ganz prak� scher Hinweis: Der MS-Pass 
soll an alle berech� gten Personen unentgeltlich aus-
gegeben werden. Und um den Verwaltungsaufwand 
so gering wie möglich zu halten, wird er unaufgefor-
dert zugestellt.
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Qualifizierung oder  
Arbeitsmaßnahme?                                                                                    
           

Für eine differenzierte Erfolgskontrolle von Weiterbildungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen der Arbeitsgemeinschaft Münster 

 LeserInnen, die sich angesprochen fühlen,   mögen sich beim Autor melden.
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Ein Ziel ist es, die Weiterbildungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen für Langzeiterwerbslose, die 
mit anschließenden Arbeitsverhältnissen ge-

koppelt sind, auf dem Prüfstand zu stellen. Die Maß-
nahmen sollen beitragen, den Langzeiterwerbssuchen-
den in ein Arbeitsverhältnis zu bringen.. Das zumindest 
sieht das Sozialgesetzbuch II vor.

 Was der Gesetzgeber unter Arbeit in diesem Zusam-
menhang versteht, formuliert er nicht näher. Entspre-
chend vage sind die Erfolgskontrollen der Weiterbil-
dungs- und Qualifizierungsmaßnahmen der Arbeitsge-
meinschaft Münster. Da reicht es nicht, Ausgaben zu 
bilanzieren und Maßnahmenteilnehmer zu zählen. Da-
tenschutzrechtliche Gründe, ein großer Verwaltungs-
aufwand und ein nicht näher erkennbarer Sinn, seien 
Gründe, die gegen die Einführung qualifizierter Erfolgs-
kontrollen sprächen.

zialversicherungspflichtige, existenz-, und ausbildungs-
platzsichernde Arbeitsverhältnisse), die ein Grundpfei-
ler eines selbstbestimmten Lebens und eines funktio-
nierenden demokratischen und sozialen Gemeinwesen 
sind, zu erhalten und auszubauen.

 Jede Firma, die einen nachhaltigen, wirtschaftlichen 
Erfolg erzielen möchte, legt Wert auf ein Qualitätsma-
nagement, welches auch eine qualifizierte Erfolgskon-
trolle beinhaltet. Nur so lässt sich die Qualität ihrer 
Waren verbessern. So gesehen ist es nicht zu verste-
hen, dass angesichts der großen Eurobeträge, die jähr-
lich an Steuermitteln für entsprechende Maßnahmen 
ausgegeben werden, eine qualifizierte Erfolgskontrolle 
der Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
bislang bei der Arbeitsgemeinschaft Münster nicht er-
folgt ist. 

Um den Bedarf einer qualifizierten Erfolgskontrolle 
darstellen zu können und ein solches Manage-
ment bedarfsgerecht auszubilden, ist zunächst 
die Darstellung der gegenwärtigen Qualität und 

des Erfolges der Weiterbildungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen erforderlich. Letztere bemisst sich im-
mer an der Vermittlung eines Langzeiterwerbslosen 
in ein Normalarbeitsverhältnis auf dem ersten Arbeits-
markt.

 Da entsprechende Daten der Arbeitsagentur Müns-
ter nicht vorliegen, werden hiermit Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an Weiterbildungs-, Qualifizierungs-
maßnahmen und Praktika insbesondere im Bereich 
der Branchen Versicherungswesen, Call-Center, am-
bulante Haushaltshilfen sowie Wach- und Schließge-
sellschaften aufgefordert, Kontakt mit mir aufzuneh-
men.

Seit Dezember 2009 arbeitet der Autor für die Fraktion der Partei DIE LINKE, Kreis-
verband Münster, im Lenkungsausschuss der Arbeitsgemeinschaft Münster. Aufgabe 
ist es u.a., die Bedingungen für Langzeiterwerbslose im Kundenkontakt mit der  
Arbeitsgemeinschaft Münster zu verbessern.     

                                                                                                            
 von Thomas Wegmann

Aus der Vergangenheit lernen - in die Zukun� schauen

 LeserInnen, die sich angesprochen fühlen,   mögen sich beim Autor melden.

Es ist ein Trugschluss zu meinen, Effizienz- 
vorschläge kämen ausschließlich  von Amtswegen. 

Aufgrund der fehlenden Datengrundlage ist es daher 
im Rückblick auf einzelne Maßnahmen nicht nachvoll-
ziehbar, welche Erfahrungen und Fertigkeiten im Be-
darfsfall dem einzelnen Langzeiterwerbslosen vermit-
telt  wurden. Auch ist im Einzelfall nicht feststellbar, ob 
es sich um eine Weiterbildungs- und Qualifizierungs-
maßnahme oder um eine Arbeitsmaßnahme handelte 
und um welche Art des anschließenden Arbeitsverhält-
nisses es sich handelte.

 Angesichts dieser Unklarheiten verbreiten sich in der 
Öffentlichkeit über diese Maßnahmen Vorstellungen 
von zum Beispiel ausbeuterischer Arbeit, Zwangsarbeit 
und Billiglohnarbeit. Hier besteht Klärungsbe-
darf. Einerseits sind solche Gerüchte den Ein-
gliederungsbemühungen der Arbeitsgemein-
schaft Münster abträglich. Zudem hat der Steuerzah-
ler das Recht zu verlangen, dass seine Steuermittel 
zielgerichtet und erfolgreich aufgewendet werden. 
Der Langzeiterwerbslose ist vor Billigarbeit und deren 
sozialen Folgen, wie Demütigungen und Zwänge, zu 
schützen. Schließlich gilt es, Normalarbeitsplätze (so-

Es sollen anonymisierte Erfahrungsberichte angefer�gt 
und ausgewertet werden. Interessierte Bürgerinnen und 
Bürger, die eigene Erfahrungen mit entsprechenden Wei-
terbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen gemacht ha-
ben und darüber berichten möchten, wenden sich bi�e an 
Thomas Wegmann, Telefon: 0251/ 4840012.   
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Das Online-Lexikon Wikipedia defi niert den 
Begriff  der „Abschiebung“ als den „be-
hördlichen Vollzug einer in einem rechts-

staatlichen Verfahren festgestellten Ausreisep-
fl icht.“ Im vergangenen Jahr wurden bundes-
weit insgesamt 7.825 Menschen aus Deutsch-
land abgeschoben, die Hauptzielländer  waren 
die Türkei, Vietnam, Kosovo und Serbien. 

Die Bundesregierung arbeitet derzeit mit 
Hoch druck daran, Abschiebungen in bes� m-
mte Länder noch leichter möglich zu machen. 
So genannte „Rückübernahmeabkommen“ sol-
len das Prozedere vereinfachen, nach dem der 
jeweilige Herkun� sstaat Personen zurück nimmt. 
In den vergangenen Monaten sind neue Rück-
übernahmeabkommen unter anderem mit 
Syrien und dem Kosovo abgeschlossen worden.

Nach Unterzeichnung des Vertrags mit der 
 kosovarischen Regierung etwa freute sich Bundes-
innenminister Thomas de Maizière: „Das Rück-
übernahmeabkommen stellt die bisherige 
gute und erfolgreiche Zusammenarbeit beider 
Seiten bei der Bekämpfung der  illegalen Mi-
gra� on auf eine neue Grundlage.“ Was der In-

nenminister hier bürokra� sch verschwurbelt 
bejubelt, bedeutet jedoch für viele tausend 
Menschen in der Realität nichts weniger als 
den Verlust ihrer Existenz und ihrer neuen 
Heimat Deutschland – für sie beginnt das 
 Warten auf den Abfl ug in die Unsicherheit. 

Solidarität mit den seit Jahren hier lebenden Roma-Flüchtlingen kennzeichnet 
die Ak� on 302. Die GGUA e.V. und amnesty interna� onal setzen sich für ein 
Bleiberecht ein, damit es nicht zu Abschiebungen ins Elend komt.    

von Claudius Voigt

Rettet Eure Nachbarn 

Erfreulich viele Menschen im 
 bekanntermaßen sturen Wes� alen 
setzen sich ein. 

„Das Gesetz ist für den Menschen da 
und nicht der Mensch für das Gesetz.“

(Josef Voss, ehemaliger Weihbischof) 

In Deutschland leben derzeit etwa 14.000 aus-
reisepfl ich� ge Personen aus dem Kosovo, der ganz 
überwiegende Teil davon gehört zur ethnischen 
Minderheit der Roma. Mit dem Abkommen ist 
es nun erstmals seit vielen Jahren möglich, auch 
diese in den Kosovo abzuschieben. In Münster 
sind von ursprünglich 302 Menschen noch rund 
260 betroff en, die zum Großteil bereits seit langer 
Zeit hier leben; Kinder sind hier geboren, gehen 
hier zur Schule, haben hier ihre Freunde – kurz: 
Münster ist ihre Heimat geworden. O� mals waren 
sie noch nie in ihrem so genannten Heimatland, 
kennen es nur von Fotos und aus Erzählungen.

Eine Abschiebung entwurzelt sie – ganz rechts-
staatlich – aus ihrer Heimat und verbringt sie in 
ein Land, das sie nicht kennen. Zum Beispiel die 
14jährige Doren� na Zeneli aus Lippstadt: Sie ist 
im Jahr 2006 in den Kosovo abgeschoben worden 
und hat dort dem Goethe-Ins� tut für eine Foto-
ausstellung über ihre Situa� on berichtet: „Die 
Lehrer in Deutschland haben immer gesagt: Egal 
woher ihr kommt, ihr habt zwar eure Mu� er-
sprache, aber ihr seid alle Deutsche, weil ihr hier 
lebt. Und als ich gefragt wurde, woher ich komme, 
hab ich immer gesagt Lippstadt.“ In Lippstadt war 
sie Klassenbeste im Gymnasium. Und im Kosovo?

Gerade für Roma und Angehörige anderer Min-
derheiten bietet der Kosovo wenig mehr als Unsi-
cherheit, Armut und Perspek� vlosigkeit – manche 
Fachleute sagen: ein Leben auf der Müllkippe. 

In Deutschland leben derzeit etwa 14.000 aus-

Alle Bleiben – 
Bleiberecht 
für Roma in 

Deutschland.
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 Der Balkan-Korrespondent der Frankfurter Rund-
schau, Norbert Mappes-Niediek, wir�  der Bundesre  -
gierung in einem Leitar� kel etwa vor: „Deutschlands 
Balkanpoli� k begibt sich mit dem Rückführungsab-
kommen auf das moralische Niveau der südafri-
kanischen Homeland-Poli� k in den 1970er Jahren: 
Man erfi ndet Staaten, um Menschen dorthin entsor-
gen zu können. Nähme Berlin seinen Anspruch ernst, 
müsste es für die Bürger des Kosovo die Grenzen öff -
nen, sta�  es als gut verlöteten ethnischen Mülleimer 
zu missbrauchen.“

Die Stadt Münster hat diese Problema� k er-
kannt und in einem eins� mmigen Ratsbeschluss 
bereits im vergangenen Jahr den nordrhein-west-
fälischen Innenminister (vergeblich) aufgefordert, 
zunächst einen sechsmona� gen Abschiebungs-
stopp zu erlassen. Darüber hinaus solle „Angehöri-
gen der Roma mit Herkun�  aus der heu� gen Re-
publik Kosovo ein dauerha� es Bleiberecht unter 
 realis� schen Bedingungen“ gewährt werden. Wei-
tere Kommunen haben mi� lerweile ähnliche Reso-
lu� onen verabschiedet, vor wenigen Wochen erst 
hat der Rat der Stadt Hannover den münsterisch-
en Beschluss nahezu wortgleich übernommen. 

Der EU-Menschenrechtskommissar Thomas 
 Hammarberg, immerhin ein Vertreter der euro-
päischen Regierungen, stellt fest: „Eine schnelle 
Abschie bung aus europäischen Ländern zum 
 jetzigen Zeitpunkt in den Kosovo ist unverant-
wortlich.“ Und der ehemalige CDU-Poli� ker 
 Chris� an Schwarz-Schilling erinnert daran, dass 
Deutschlands historische Verantwortung ge-
genüber den Roma sich nicht allein in historisch-
en Gedenkveranstaltungen erschöpfen könne. 

Bei den poli� sch Verantwortlichen auf Bundes- 
und Landesebene treff en diese Warnungen und 
Forderungen bislang auf nachhal� g taube Ohren. 
Solange das so ist, bleibt ziviler Ungehorsam o� -
mals das letzte Mi� el der Auseinandersetzung.

Und wie war das noch mal? Die Abschiebung ist 
lediglich der „behördliche Vollzug einer in einem 

„Das Gesetz ist für den Menschen da 
und nicht der Mensch für das Gesetz.“

(Josef Voss, ehemaliger Weihbischof) 

Neben der offi  ziellen Ratsresolu� on haben sich in 
Münster zahlreiche Einzelpersonen gegen die Ab-
schiebungen in den Kosovo stark gemacht: Über 300 
Privatpersonen, darunter auch die Bundestagsab-
geordneten von CDU und SPD, ließen sich im Rah-
men der „Ak� on 302“ fotografi eren, um ihre Soli-
darität mit den Roma zum Ausdruck zu bringen. 
Diese Ak� on ist übrigens ebenfalls bundesweit Vor-
bild für ähnliche Ak� vitäten geworden. Der WDR 
berichtete gar über die wes� älische Beharrlich-
keit unter der Schlagzeile: „Eine Stadt kämp�  um 
ihre Roma“. Aus Münster ist bislang übrigens noch 
kein Roma auf Grundlage des Rückübernahmeab-
kommens abgeschoben worden. Erfreulich viele 
Menschen im bekanntermaßen sturen Wes� alen 
setzen sich dafür ein, dass das so bleiben wird.

Mit ihrer scharfen Kri� k an den bereits laufenden 
Abschiebungen befi nden sich diese Ini� a� ven in 
guter Gesellscha� : Die Deutsche Bischofskonferenz 
warnt: „Menschen dürfen nicht in unsichere oder 
unwürdige Verhältnisse abgeschoben werden.“  

rechtsstaatlichen Verfahren festgestellten Aus -
reise pfl icht.“ Alles gesetzlich geregelt, alles recht-
mäßig durchgeführt. Dabei droht ein Satz ver-
gessen zu werden, den der Ende letzten Jahr 
verstorbene münsterische Weihbischof Josef 
Voss geprägt hat: „Das Gesetz ist für den Men-
schen da und nicht der Mensch für das Gesetz.“
www.ak� on302.de/
www.ggua.de

Die Abschiebung 
von Tausenden 
Menschen in den 
Kosovo steht 
bevor. Bundesin-
nenminister 
Dr. Thomas de 
Maizière und 
sein kosovari-
scher Amtskol-
lege Bajram 
Rexhepi haben 
am 14. April 
2010 in Berlin 
ein entsprechen-
des Abkommen 
unterzeichnet.“
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Urteile & Tipps
von  Jörg Billerbeck und Arnold Voskamp

Ein PC ist kein Existenzbedarf
Ein ALG-II-Empfänger hat keinen Anspruch auf ein Darle-
hen für einen PC, auch wenn er diesen nutzen möchte, um 
Bewerbungen zu verfassen oder durchzuführen. Eine sol-
che geplante Anschaff ung wird nicht als unabweisbarer 

Existenzbedarf im Sinne des § 23 Absatz 1 SGB 
II erfasst und muss aus der Regelleistung ange-
spart werden.

Bayerisches Landessozialgericht L 7 AS 41/10 B ER , Urteil vom 
29.01.2010 

Keine Sozialleistungen ohne Beweis (Kontoauszüge)
Wer eine Sozialleistung beantragt, muss, auf Verlangen, die 
Kontoauszüge der vergangenen sechs Monate vorlegen. Nur 
Geldabgänge bzw. die jeweiligen Adressaten dürfen geschwärzt 
werden. Das Beibringen solcher „Beweisurkunden“ sei unver-
zichtbar, um Leistungsmissbrauch auszuschließen.
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen L 12 AS 15/08, Urteil vom 03.03.2010

Kein Zuschuss für Hepa� � s-B-Impfung
Ein Arbeitslosengeld-II-Empfänger hat keinen Anspruch auf einen 
Zuschuss für eine - freiwillige, nicht erforderliche Hepa� � s B-Imp-
fung auf Grund der vom BVerfG herzuleitenden Härtefallregelung 
(BVerfG, Urteil vom 09.02.2010, 1 BvL 1/09), denn sie stellt keinen 
dauerha� en und keinen zwingenden Bedarf dar.
Bayerisches Landessozialgericht L 7 AS 793/09 NZB v. 23.02.2010, Beschluss

Schülermonatsfahrkarte als „Zuschuss“
Kosten für eine Schülermonatsfahrkarte sind für Hartz-IV-
 Empfänger aufgrund der vom BVerfG herzuleitenden Härtefallre-
gelung (BVerfG, Urteil vom 09.02.2010, 1 BvL 1/09) vom Leis-
tungsträger nach dem SGB II als - Zuschuss - zu übernehmen. 
Sozialgericht Detmold S 12 AS 126/07 v. 09.04.2010, Urteil 

Keine staatliche Hilfe, wenn das Licht ausgeht
Die Leistungsbehörde ist nicht verpfl ichtet, Rückstände beim En-
ergieversorgungsunternehmen zu übernehmen. Eine Woh-
nung werde durch die Unterbre-
chung der Strom- und Gaszufuhr 
nicht unbewohnbar. Ggf. muss der 
Betroffene in das Verbraucherinsol-
venzverfahren gehen, um dem ge-
rügten Zustand ein Ende zu setzen.
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen L 12 
SO 14/10 B ER, Beschluss vom 12.03.2010

Kein Anspruch auf einen 
anderen Sacharbeiter
Ein Hartz-IV-Empfänger kann vom Leis-
tungsträger nicht die Zuweisung eines 
anderen Fallmanagers/Sachbearbeiters beanspruchen, denn es 
besteht kein subjek� v-öff entliches Recht auf Vornahme der bean-
tragten. 
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen L 6 B 93/09 AS 23.04.2010 rechtskräftig, 
Beschluss 

Keine Leistungsabsenkung bei fehlender 
Eingliederungsvereinbarung
Nach den §§ 2 und 15 SGB II wird durch eine Eingliederungsver-
einbarung sicher gestellt, dass derjenige, der Leistungen bezieht, 
alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebe-
dür� igkeit nutzt. Andernfalls kommt eine Leistungsabsenkung in 
Betracht. Diese scheidet aber aus, wenn überhaupt keine Einglie-
derungsvereinbarung abgeschlossen wurde.
Bundessozialgericht, Urteil vom 17.12.2009, B 4 AS 20/09 R

Doppelte Mietaufwendungen
Nach § 29 SGB XII sind ausnahmsweise doppelte Mietaufwendun-
gen als sozialhilferechtlicher Bedarf zu übernehmen, wenn der 
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Auszug aus der bisherigen Wohnung notwendig war und deswe-
gen die Mietzeiträume wegen der Kündigungsfrist nicht nahtlos 
aufeinander abges�mmt werden konnten. Die Unterkun�skos-
ten für die alte Wohnung sind neben den Kosten für die neue 
Unterkun� dann zu übernehmen, wenn es notwendig gewesen 
ist, dass der Hilfeempfänger die neue Wohnung zu diesem Zeit-
punkt gemietet und bezogen hat. Zudem muss der Hilfeempfän-
ger alles ihm Mögliche und Zumutbare getan haben, die Auf-
wendungen für die frühere Wohnung so gering wie möglich zu 
halten, wozu etwa die Suche nach einem Nachmieter gehört. 
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen L 9 SO 6/08 18.02.2010, Urteil 

Keine Leistungsabsenkung bei fehlender  
Rechtsfolgenbelehrung
Eine Leistungsabsenkung kommt nicht in Betracht, wenn der 
Betroffene über Grund, Art und Inhalt einer solchen Maßnah-
me nicht ausreichend durch eine hinreichend konkrete Rechts-
folgenbelehrung in Kenntnis gesetzt wurde. Eine standardi-
sierte Rechtsfolgenbelehrung, insbesondere, wenn sie nur auf 
den abstrakten Gesetzestext Bezug nimmt, ist unzulässig. 
Bundessozialgericht, Urteil vom 10.12.2009, B 4 AS 30/09 R

Zus�mmungspflicht des Betriebsrates bei  
Tä�gkeitswechsel
Selbst wenn ein Arbeitnehmer innerhalb eines Unternehmens die 
Zuweisung einer anderen Tä�gkeit wünscht, muss der Betriebsrat 
gehört werden und seine Zus�mmung erteilen. Etwas anderes gilt 
nur in unvorhersehbaren und schwierigen Ausnahmesitua�onen.
BAG, 1 ABR 55/08, Beschluss vom 19.01.2010

Pflich�eil als Vermögen
Ein Pflich�eilsanspruch ist nicht als Vermögen zu berücksich�-
gen, wenn die Geltendmachung familiäre Rücksichten verlet-
zen würde. 
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg L 26 AS 407/07 vom 26.11.2009, Urteil

Anrechnung von Geldgeschenken auf die  
Sozialleistung
Ein Hartz-IV-Empfänger muss dulden, dass die leistungsgewäh-
rende Behörde Geldgeschenke, die einen Betrag von 50 Euro 
überschreiten, voll auf die Leistung anrechnet. Etwas anderes 
gilt nur, wenn der Schenker sich auf einen besonderen, einmali-
gen Anlass, wie Konfirma�on oder Jugendweihe, bezieht.
Sächsisches Landessozialgericht, Urteil vom 08.04.2010, LSG L 2 AS 248/09
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Fälligkeit einer Abfindung
Ist in einem zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer geschlos-
senen Abfindungsvergleich kein Fälligkeitszeitpunkt angege-
ben, ist zu ermi�eln, ob sich dieser aus den Umständen ergibt. 
Im Zweifel ist davon auszugehen, dass die Abfindung mit der Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses fällig wird.
BAG, 2 AZR 630/03, Urteil vom 15.07.2004

Versteuerung einer  
Abfindung
Leistet ein Arbeitgeber seinem (frü-
heren) Arbeitnehmer wegen der 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
eine einmalige Abfindung und zur 
Überbrückung der Arbeitslosigkeit 
monatliche Ausgleichszahlungen, 
so sind diese Leistungen insgesamt 
auch dann im Jahr ihrer Zahlung ta-

rifvergüns�gt zu besteuern, wenn die Ausgleichszahlungen in ei-
nem späteren Veranlagungszeitraum fortgeführt werden.
BFH, Xl R 43/99, Urteil vom 24.01.2002 

Anhörung des Arbeitnehmers vor Abmahnung
Bevor Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher Art insbe-
sondere Abmahnungen, die für den Arbeitnehmer ungüns�g 
sind oder ihm nachteilig werden können, zu den Personalakten 

genommen werden, hat der Arbeitgeber den Beschä�igten an-
zuhören. Unterlässt er die vorherige Anhörung des Arbeitneh-
mers, hat er eine solche Abmahnung unabhängig davon, ob eine 
entsprechende tarifliche Regelung besteht, aus der Personalakte 
zu en�ernen.
Arbeitsgerichts Frankfurt/Oder, 6 Ca 61/99, Urteil vom 07.04.1999

Kein Schadensersatz bei unberech�gter Abmahnung
Erhebt der Arbeitgeber gegen seinen Arbeitnehmer in einer 
schri�lichen Abmahnung schwere Vorwürfe und wird der Ar-
beitnehmer darau�in wegen schwerer Depressionen prak�sch 
dienstunfähig, so stehen ihm gleichwohl keine Ansprüche auf 
Schmerzensgeld gegenüber dem Arbeitgeber zu. Dies gilt selbst 
dann, wenn sich die erhobenen Vorwürfe als unbegründet er-
weisen und die Abmahnung daher aus der Personalakte en�ernt 
werden mußte. Die Richter vertraten die Auffassung, eine etwa-
ige Persönlichkeitsverletzung des Arbeitnehmers hä�e dadurch 
ausgeglichen werden können, daß auf eine entsprechende Klage 
hin die Abmahnung im Falle fehlender Berech�gung aus den Per-
sonalakten en�ernt worden wäre.
LAG Köln, 2 Sa 1014/97, Urteil vom 07.01.1998

 
Wiederholte oder gleichar�ge Abmahnungen
Zahlreiche Abmahnungen wegen gleichar�ger Pflichtverlet-
zungen, denen keine weiteren Konsequenzen folgen, können die 
Warnfunk�on der Abmahnung abschwächen. Der Arbeitgeber 
muss dann die letzte Abmahnung vor Ausspruch der Kündigung 
besonders eindringlich gestalten, um dem Arbeitnehmer klarzu-
machen, dass weitere derar�ge Pflichtverletzungen nunmehr 
zum Ausspruch einer Kündigung führen.
BAG, 2 AZR 609/00, Urteil vom 15.11.2001

Umzugskostenübernahme bei  
Grundsicherungsempfängern
Der Grundsicherungsträger muss unter bes�mmten Vorausset-
zungen, die in § 22 Absatz 3 SGB II festgelegt sind, Umzugskosten 
übernehmen. Allerdings ist der Leistungsbezieher verpflichtet, 
die Kosten möglichst niedrig zu halten. Das beinhaltet auch, dass 
der Umzug „in Eigenregie“ vorgenommen wird, also ohne ein 
professionelles Umzugsunternehmen.  
BSG, B 14 AS 7/09 R , Urteil vom 06.05.2010

Land- und forstwirtscha�liche Flächen  
als Vermögen
Zum verwertbaren Vermögen i.S.v. § 90 Abs. 1 SGB XII gehören 
grundsätzlich auch kleine land- und forstwirtscha�liche Grund-
stücksflächen. Diese sind verwertbar, wenn in absehbarer Zeit 
ein vertretbarer Preis erzielt werden kann. vom Verkehrswert ist 
ein 10%iger Verwertungsabschlag in Abzug zu bringen , etwa für 
eine katasterbezogene Neuausmessung sowie für notarielle und 
grundbuchrechtliche Kosten, die bei einer Veräußerung unwei-
gerlich anfallen.  
SG Karlsruhe, S 4 SO 3120/08, Urteil vom 27.04.2010

Wohngeldanspruch kann Sozialleistung beeinflussen
Wer Anspruch auf Wohngeld hat, das der Höhe nach seinen sozi-
alhilferechtlichen Bedarf für Unterkun�skosten deckt, erhält in-
soweit keine Sozialhilfe.   
SG Karlsruhe, S 4 SO 1393/10 ER, Beschluss vom 28.04.2010

  _  A L L E S  WA S  R EC H T  I S T



37

Energiesparen für Leute  
mit wenig Geld
Energiesparen kostet Geld – na-
türlich nicht nur, es kostet auch 
ein paar Gedanken. Man muss 
das Verhalten umstellen, später 
verbraucht man weniger Natur-
reserven und man spart Geld. 
Aber wie gesagt, richtig los geht es mit An-
schaffungen, die Geld kosten. Gerade eben 
wurden Glühbirnen vom Markt genommen 
und die Verbraucherinnen auf die teureren 
Energiesparbirnen verwiesen. So etwas geht 
ins Geld, gerade bei Leuten mit  wenig Geld. 
Diese sollen trotz geringer Finanzspielräume 

Die Teilnahme 
geht so:
Sie rufen den Projektleiter 

an, siehe unten, oder 

schicken ihm eine e-Mail.

Berater vereinbaren einen 

Termin mit Ihnen.

Geschulte Stromsparhelfer 

kommen zu Ihnen und 

checken Ihren Stromver-

brauch. Sie erhalten Energie-

spargeräte im Wert von bis 

zu 70 Euro kostenlos. 
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Wer mitmachen kann, hat bessere  
Chancen - Sport, Musik und Nachhilfe   
für bedürftige Kinder.
Musikunterricht, Nachhilfe und Sport für 
Kinder kosten, selbst wenn sie nicht teuer 
sind, soviel Geld, dass armutsbedrohte Kin-
der an diesen Angeboten meist  nicht teil-

nehmen können. Die Regelsätze in der Sozial-
hilfe, bei Hartz-IV und besonders bei Asylbe-
werberleistungen sind so niedrig angelegt, 
dass hierfür kein Spielraum ist. Die Stadt 
Münster will hier einen Ausgleich schaffen: 
Sie hat mit Unterstützung der Stiftungsver-
waltung eine neue Stiftung errichtet, die 
„Stiftung mitmach Kinder“. Hier können Kin-
der aus  Familien, eine der genannten Leis-
tungen beziehen, Geld für die Teilnahme an 
außerschulischen Bildungs- und Freizeitange-
boten erhalten.
Anträge sind zu stellen über 
SchulleiterInnen, LeiterInnen 
von Kindergärten, über Bil-
dungseinrichtungen, über aner-
kannte Beratungsstellen oder 
auch über die örtliche Hartz-IV 
Arbeitsgemeinschaft.
Weitere Infos z.B. im Sozialbüro im cuba, 
sic, Telefon 0251/58856

aber nicht ausgeschlossen sein. Die 
Caritas, die Energie- und Klimaschutza-
genturen und das Bundesumweltmi-
nisterium haben sich darum etwas 
ausgedacht. Um Strom und Warmwas-
ser mit einfachen Mitteln zu sparen, 
können Haushalte mit wenig Geld kos-
tenlos eine Energieberatung und ein-
fache Energiesparhilfen erhalten, wo-
mit sie bis zu 100 Euro Energiekosten 
im Jahr einsparen. 
Einfach sparen geht mit Energiespar-
birnen. Hilfreich sind auch Steckerleis-
ten mit Schalter, um Standbygeräte 
voll abzuschalten. Beim Warmwasser 
mischen sogenannte Perlatoren Luft 
dazu, um ohne Komfortverlust beim 
duschen und  waschen weniger Was-
ser zu verbrauchen. Solche einfachen 
Geräte (Energiesparbirnen, Stecker-
leisten mit Schalter, Perlatoren für 

Wasserhahn und Du-
sche) bringen die Be-
rater kostenlos mit  
– für bis zu 70 Euro 
pro Haushalt. Dieses 
Angebot  richtet sich 
an alle, die Wohn-
geld, Sozialhilfe oder 
Arbeitslosengeld II 
(Hartz IV) beziehen.

Weitere Informationen 
über das Programm findet 
man unter www.
stromspar-check.de. 

Projektleiter und Ansprechperson in Münster ist 
Peter Lammerding vom SKM, zu erreichen unter 
0251/6203349 oder über lammerding@skm-
muenster.de.  

Foto: Gerd Altmann / pixelio.de

Foto: Rainer Wunderlich
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Ak�onäre und ihre Banken atmeten 
2008 �ef durch. Für die von ihnen ange-
häu�en Schulden standen die betroffe-
nen Staaten gerade. Bar und mit Bürg-
scha�en (Deutschland allein 480 Milliar-
den €), komple� über Kredite finanziert. 
Also mit neuem Schuld-Geld, welches 
sich ‚der Staat’ genau bei jenen Finanz-
wirtscha�en zu hohen Zinsen ausleihen 
dur�e, die diese Schulden-Berge verur-
sacht haben. Die Reichenschmiede ‚Ka-
pitalismus’ war wieder flüssig. Ein Mär-
chen. Nicht Scham, Schuld und Schande 
ist die staatliche Antwort auf Versagen 
und Gier, sondern: Eine ‚systemrelevan-
te’ Belohnung.
Ist die Krise damit vorbei? Nein. Jetzt ge-
raten einzelne Staaten ins Visier. Weil es 
so schön klappte, setzt sich die Zockerei 
knapp zwei Jahre später auf EU-Ebene 
fort. Als reiner Vorwand dazu diente das 

hig, obwohl nur noch ganze 13% der Be-
völkerung der Ansicht sind, es gehe in 
Deutschland ökonomisch gerecht zu. Här-
tesparen wird den Menschen als Zu-
kun�saufgabe verkau�.  
Wie absurd dieser Spar-Wahn ist, analy-
siert die EZB selbst: EU-Europa müsste 
demnach 20 Jahre sparen, Maß halten, 
Steuern erhöhen und Ausgaben kürzen, 
um die vom Finanzmarkt erzeugten Defi-
zite auf ein erträgliches Maß zu stutzen. 
Voraussetzung dafür, so die EZB: 20 Jahre 
Wachstum und 20 Jahre niedrige Zinsen. 
Nach der Banken-Zockerei nun die EU-
Märchenstunde.
Spare in der Zeit, dann hast du in der Not. 
Das war gestern. Heute herrscht unter 
Wirtscha�sökonomen Glaubenskrieg. US-
Spekula�onskrieger George Soros deutet 
Deutschlands Sparmühen zu einem Mord-
anschlag auf die Weltwirtscha� um. Zocker 
Soros gegenüber der ZEIT: 

„Sparen erzeugt Defla�on, Stagna�on,  
zerstört den Euro, schürt Na�onalis-
mus, soziale Unruhen und Fremden-
feindlichkeit“. 

Der übel beleumundete ‚Financier’ rät 
den Deutschen gar zum Austri� aus dem 
Euro, sollten sie an ihrem Sparwesen wei-
ter genesen wollen. 
Wie bei den Kanada-Mee�ngs deutlich 
wurde, treffen zumindest zwei sehr un-
terschiedliche Wirtscha�theorien aufein-
ander. Die eine vergötzt das Sparen, den 
staatlichen Schuldenabbau. Die andere 
vergö�ert die Ankurbelung des Konsums 

Der Schuldenorgie folgt ein 
rigides Sparregime
‚MÜNSTER SOLIDARISCH’ ORGANISIERT DEMOS 
FÜR SOZIALE GERECHTIGKEIT 

Zur Analyse prekären Lebens in einer reichen Stadt hockten sich kürzlich Wissenscha�ler in den leeren 
Keller der früheren Bundesbank in der Geiststraße: ‚Armutsforscher im Geldtresor’ �telten süffisant  
die ‚Wes�älischen Nachrichten’. Offen, klar und für alle sichtbar dagegen, sind die Proteste gegen die 
unsozialen Sparpakete im Bund, die sich vor allem gegen die Ärmsten der Armen richten. Das Mo�o der 
Demo: ‚Münster steht auf! - Für eine soziale und gerechte Umverteilung’. Die SPERRE wir� einen Blick 
auf die Hintergründe staatlicher Sparwut und auf die wich�gsten konkreten Einschni�e.
               Von Wilfried Ebert

verschuldete Grie-
chenland. Mit dem 
Flankenschutz ihrer 
Rating-Agenturen 
spekulierten die ‚Fi-
nanzmärkte’ nun ge-
gen den Euro. Ihre 
Rechnung ging wie-
der auf. Es öffnete 
sich mit unvorstell-
baren 750 Milliar-
den € der staatliche 
EU-Re�ungsschirm. 
Das sind 25% der 
j ä h r l i c h e n    W i r t -
scha�sleistung der 

EU. So ganz nebenbei verliert nun die Eu-
ropäische Zentralbank, EZB, Unschuld 
und Eigenständigkeit. Sie ist gezwun-
gen, ‚Schro�anleihen’ einzelner Mit-
gliedsländer weit unter dem Nominal-
wert aufzukaufen, auf denen sie mit Si-
cherheit sitzen bleiben wird, mit kaum 
noch absehbaren Folgen für den Euro-
Raum. 
Endlich alles im Lot? Nein. Das Geld ist 
alle, doch die Krise geht weiter. Wie, 
wann, wo und warum genau, das weiß 
niemand. 

Kriseln köcheln vor sich hin. Krisen als 
Fer�g-Gerichte, bei denen immer klar 
ist, wer sie letztlich bezahlt. 

Jeder wusste, dieser Schuldenorgie wür-
de eine Sparorgie folgen. Soziale Unge-
rech�gkeit, staatlich verwaltet und poli-
�sch gewollt, ist wieder gesellscha�sfä-

Foto: Ulli Wiesmann
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als Heilmi�el zur Ret-
tung der Weltwirt-
scha�. Für die einen 
ist die zurückliegen-
de Krisenke�e nur eine Art Stromausfall 
des Systems. Die anderen halten das ge-
samte Kra�werk für kapu�. Die G-8- und 
G-20-Fototermine in Kanada erbrachten 
alles im Nichts: Die Wirtscha� stärken, 
Staatsdefizite halbieren (bis 2016!), den 
Konsum ankurbeln, ach ja, und einen 
Hauch Banken-Kontrolle, alles aber nur 
als ‚freiwillige Selbstverpflichtung’. Sicher 
ist nach Toronto nur eins: 

Die EU-Europäer werden zum Sparen  
gezwungen, bis es in unseren Demo-
kra�en knirscht.

Der ganz große Sparstrumpf wird in 
Deutschland gestrickt - von der CDU/
FDP-Koali�on in Berlin unter Merkel & 
Westerwelle. Auf kommunaler Ebene 
gibt Markus Lewe, der CDU-Oberbürger-
meister, für den Klein-Spar-Betrieb 
Münster das ulkige Mo�o aus:

„Suche keinen Schuldigen,  
schaffe Abhilfe!“ 

Das klingt hübsch, klingt nach Sozialisie-
rung der Verantwortung für die Krise. Le-
we warnt die Menschen zugleich vor ei-
ner kommunalen Insolvenz. In Münster 
wollen die Parteien ihre eigenen Spar-
vorschläge nach den Sommerferien kon-
kre�sieren. 
Das Bundes-Sparen: Abgesehen vom So-
zialbereich gibt es für alle anderen Sek-
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Achtermannstr. 10
48143 Münster (Nähe HBF)

msv@muenster.de
  mo - do: 8.30 -13 Uhr · 14 -18 Uhr

fr: 9 -12 Uhr
Anrufen und Beratungstermin

vereinbaren!

Wohnungsmängel
Kündigung

Hohe Nebenkosten...

Kompetent.
Schnell.

Preiswert.

beitslose werden kün�ig von der Arbeits-
agentur nach ‚Ermessen gewährt’. Die Ex-
plosion bei den Gesundheitskosten (Ge-
winnans�eg der Pharma-Industrie in 2009: 
16%) erzeugt in den nächsten Jahren ein 
Minus von 11 Milliarden € bei den Kassen.  
Mit Millionen Menschen in vielen Län-
dern Europas demonstrierten auch in 
Münster engagierte Bürger gegen das 
unsoziale Sparregime der Regierungen. 
So am 10. Juli 2010. Bei den Demos sollen 
denen die Grenzen aufgezeigt werden, 
deren Gier sinn- und grenzenlos ist.  

Infos im Internet zu Krise und Sparwahn:

www.muenster-solidarisch.de
www.infokrieg.de
www.kapitalismuskrise.org
www.ins�tut-für-theologie-und-poli�k.de
www.wir-zahlen-nicht-für-eure-krise.de
www.sozialforum.de
www.na�onale-armutskonferenz.de
www.diakonie-hessen-nassau.de

toren nur vage Zahlen: Die Bundeswehr 
soll abspecken. Steuervergüns�gungen 
und Subven�onen werden eingeschmol-
zen, Beamte eingespart und eine ‚ange-
messene Ha�ung der Finanzmarktbran-
che’ eingeführt. In einem wahrha� faus-
�schen Pakt (Brennelementeabgaben) 
zahlt die Atomindustrie nur dann Steu-
ern, wenn die Laufzeiten ihrer Kernmei-
ler um bis zu 30 (!) Jahre verlängert wer-
den. Eine Finanztransak�onssteuer steht 
in den Sternen.
Sehr konkret werden CDU und FDP hin-
gegen bei den Sozialausgaben. Sie sollen 
50% der angepeilten Sparak�on ausma-
chen, geschultert von Arbeitslosen, Ge-
ringverdienern und Transfergeldemp-
fängern. In den kommenden Jahren 
macht das bei den Sozialausgaben 30 
Milliarden € aus. S�chworte dazu: El-
terngelder für Hartz-IV-Empfänger ent-
fallen ebenso (siehe SPERRE-Editorial) 
wie die bisherigen Zuschüsse für alle, die 
ins Arbeitslosengeld II rutschen. Die Ren-
tenbeiträge bei Hartz-IV werden gestri-
chen. Bei Wohngeldbeziehern en�ällt 
der Heizkostenzuschuss.

Der sogar vom CDU-Wirtscha�srat 
verlangte erhöhte Spitzensteuersatz 
für Wohlhabende, mehrheitlich Profi-
teure der Krise, kommt nicht. 

O� sinnvolle Fördermaßnahmen für Ar-

„Gerech�gkeit ist nach Aristoteles die Grundnorm einer
           poli�schen Ordnung. Sie ist die Klammer einer 
  modernen und demokra�schen Gesellscha�“.

Friedhelm Hengsbach  (Sozialethiker)

Foto: Claudia Kö�er
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Hartz IV, Elterngeld oder die Kopfpauschale – 
es sind nur einige Beispiele für die 
systema� sche Verteilung von unten nach 
oben.

Verdoppelung der Kinderarmut in den letzten 
Jahren. Niedriglöhne auf der einen Seite, 
Milliarden für die krisenverursachenden 
Banken und Unternehmen auf der anderen 
Seite. Auf der einen Seite steigt die Zahl der 
Millionäre, auf der anderen bezahlen Millionen 
Menschen mit Armut.  Die Schere zwischen 
Arm und Reich klaff t weltweit immer weiter 
auseinander, auch bundesweit und in Münster.

Münster steht auf!
Das darf nicht sein! Der soziale Frieden ist ein 
hohes Gut, er ist keine Selbstverständlichkeit. 
Wir rufen deshalb auf, den Protest gegen die 
unsozialen Kürzungspläne von Bund, Land und 
Kommunen auf die Straße zu tragen. 
Zeigen wir deutlich: wir dulden keine weitere 
Umverteilung von unten nach oben.

Deshalb: keine weiteren Kürzungen, weder im 
sozialen Bereich, noch bei Bildung, Kultur oder 
Ökologie, sondern mehr Inves� � onen in 
sozialverträgliche Alterna� ven und gute Arbeit.

Steht auf und hel�  mit! Die Zeit ist längst reif, 
um zu zeigen, dass es so nicht weiter geht.

  Kontakt: muenster-solidarisch@gmx.de
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